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Der Oſten im 


Dritten Reich. me 


Von Dr. Fran? Lüdtke. 


Der deutſche Olten hat im Staat des Erften Reiches eine 
wechselvolle Rolle gejpielt. Staatsmänner von epochaler Bedeutung 
wie Heinrich I., Otto der Große, Heinrich der Löwe, Hermann von 
Salza erkannten die Notwendigkeit des Oſtraums, der nach jahr— 
tauſendlanger germanischer Zugehörigkeit vom Slawentum überwandert 
worden war, für das deutſche Schickſal. Nichts aber vermochte der 
Staat des Mittelalters ohne die Bereitſchaft des Volkes. Staats- 
politik und Volkswille fanden ſich zur Einheit und deutſchten den Oſten 
ein, Seiten, in denen der Staat gleichgültig oder gar oſtfeindlich war, 
würden überwunden. Die geniale Schau des Großen Kurfürſten und 
des Großen Königs ſetzten das Werk des Erſten Neiches fort, als es 
Jeibſt ſchon innerlich zufammengebrochen war. 

Es ſank im Seitalter Napoleons auch äußerlich zujammen, um 
einem ſchwächlichen Swiſſchenreich Platz zu machen. Im Jahre 
1848 waren die Grenzen in Gefahr; völkiſch wichen wir zurück. Das 
Erſtehen eines polniſchen Staates im Raum des Poſener Landes 
Konnte ſchließlich verhindert werden; aber der Marcinkowſki-Verein 
entstand und gab den Polen einen Mitteljtand, und zwar unter Schutz 
und Sörderung der deutſchen Behörden. Die deutſchen Bamberger in 
Poſen wurden, ebenfalls unter Schutz und Förderung der deutſchen 
Behörden, durch Kirche und Schule poloniſiert; die Notrufe der 
Eltern, die das Deutſchtum ibrer Kinder gefährdet Jahen, wurden 
überhört. Schulräte und Geiſtliche zwangen den Nachfahren fränkiſcher 
Einwanderer gegen ihren Willen das eigene Polentum auf. Heute 
noch tragen die poloniſierten Bamberger ihre deutſchen Namen und 
ihre alte, ſchöne fränkiſche Tracht. 5 

Dann kam das Sweite Reich, der Bismarckiſche Staat. Er 
ſchien gefeſtigt genug und glaubte es ſich leiſten zu können, die Zügel 
der Staatshoheit in den Ostgebieten zu lockern. Es gab Verwaltungs 
bezirke für ihn, aber keinen Oſtraum und kaum ein wirkliches Oſt⸗ 
problem. Bismarck zwar erkannte und jprach es wiederholt aus, daß 
die polniſche Frage die wichtigſte innerpolitiſche Frage Deutſchlands 
jei, aber die Maßnahmen, die einer liberaliſtiſchen Seit angepaßt 
waren, Jind Halbheiten geweſen, die mehr verdarben als nützten. Der 
Wille des Volkes zum Oſtraum hin fehlte; eine ihr letztes Ziel ver⸗ 
fehlende Auſiedlungspolitik und die Oftmarkenzulage für mittlere und 
untere Beamte, denen man den Aufenthalt in der öftlichen „Ver- 
bannung“ entſchädigen zu müjlen glaubte, konnte nicht den Unterbau 
ür eine Volksbewegung oder gar für eine von den Volkskräjten 
getragene Politik werden. Das Seitalter des Liberalismus hatte ſich 
an Subventionen gewöhnt; die eigene Verantwortlichkeit fehlte, eben]o 
die nationgl- und oftpolitifche Erziehung. Es klingt grotesk, wenn 
man feſtſtollt, daß unter der Geltung des Anſiedlungsgefetzes ſich der 
poluiſche Beſitzſtand erheblich vermehrte. 

Der Suſammenbruch Deutschlands 1918 mußte auch die Oſtmark 
zuſammenbrechen laſſen; auf den 9. November folgte mit zwingender 
Geſetzmäßigkeit in Polen der 27. Dezember: der polniſche Aufſtand. 
Er ſchuf die „vollendeten Catſachen“, er ijt die Grundlage geworden 
für die Serreißung Oberſchleſiens und die Abſchnürung Oſtpreußens. 
In Pofen entſchied ſich damals das Schickfal des Oftens. 

In diefer Notzeit, ſeit 14 Jahren alſo, entftand die neue deutsche 
Oſtbewegung. Sie erfaßte nicht nur die damals um ihr Lebensrecht, 
kämpfenden Haue der Oftmark, Jondern griff auf weite Räume im 
Olten über, Bis in den Südraum hinein, regte ſich, dem Schickfal zum 
Trotz, der deutſche Geiſt, und je härter die Not wurde, um fo ſtärker 
wurde der Wille, ſie zu meistern. Vom völkischen Gesichtspunkt aus 


geſehen, hat jene Not ihren Segen gehabt: wir find aus einſeitiger 
Staatlichkeit in das Volkhafte hineingewachſen. 

Das Swiſchenreich von Weimar verhinderte trotz aller 
deutſchen Hegenwehr in Volksrat und Grenzſchutz weder den Verluſt 
weiter Teile der Oſtmark noch die Abſchnürung Oſtpreußens. In den 
Abſtimmungen zeigte ſich die Treue der Maſuren und der Oberſchleſier 
in höchſtem Maße; der Annaberg wurde zum Symbol dieſer Jahre. 
Süd- und Weſtdeutſche jaßen damals in den Regierungen, ſie wußten 
vom Often nichts und gaben ihn nur zu willig preis. Das Oltmärkertum 
ſtand allein. Immer wieder erhob es feine Stimme, klagte an und 
kämpfte, meiſt allein, bis die Wende kam und das Swiſchenreich wie 
ein Kartenhaus zerfiel. 

Denn gleichzeitig mit der Oſtbewegung war die Bewegung 
Adolf Hitlers entſtanden, in deren Kampf endlich auch der Oſt— 
kampf mündete. Der Nationalſozialismus gewann Deutſchland und 
vornehmlich den Often. Aber von überall her blickt man auf dieſe 
ſturmhafte Freiheitsbewegung, die berufen ijt, das zerſchlagene Deutſch— 
land zu erlöſen. 

In ſeiner Seftungshaft in Landsberg hat Adolf Hitler ſcharf und 
klar die Linie der künftigen Entwicklung vorgezeichnet: „Wir Natio- 
nalſozialiſten ziehen bewußt einen Strich unter die außenpolitische 
Richtung unſerer Vorkriegszeit. Wir ſetzen dort an, wo man vor 
jechs Jahrhunderten endete. Wir ſtoppen den ewigen Germanenzug 
nach dem Süden und Weſten Europas und weiſen den Blick nach dem 
Land im Often. Wir ſchließen endlich ab die Kolonial- und Handels- 
politik der Vorkriegszeit und gehen über zur Bodenpolitik der. 
Sukunft.“ 

Was hier geſagt iſt, hat der Führer zu immer neuem Ausdruck 
gebracht. Sumboliſch war es, daß er Jeine letzte große Nede vor den 
entſcheidenden Reichstagswahlen diefes Jahres in Königsberg bieit. 
Die Verbundenheit Adolf Hitlers, der jelbſt ein Sohn des Oſtraums 
iſt, mit unſerer Oſtmark bedeutet zugleich die Verbundenheit des 
Dritten Reiches mit ihm. Alle Probleme, die heute Deutſchland 
bewegen, ſind von den ſtärkſten Spannungen im Grenzland, im Oſtland 
begleitet. 

Aus dem Wiſſen um Blut und Boden, aus völkiſchem Eigen— 
bewußtjein (Nationalismus) und unbedingten Gemeinſchaftsgefühl 
(Sozialismus) iſt einſt der Often deutſch geworden. Kein Individua— 
lismus, kein Liberalismus vermag ihn zu retten. Dazu iſt einzig und 
allein der Nationalſozialismus, der die Sujammenfajjung der 
ewigen deutſchen Kräfte bedeutet, berufen. Die Fragen, die den 
Oſten bedrängen, werden gelöſt werden. Die Wirtſchaftsfrage, 
die Frage der Rentabilität, die Verkehrsfrage, die Siedlungsjrage, 
nicht zuletzt auch die Bevölkerungsfrage — ſie alle werden 
ihrer Löſung zugeführt werden. Keine Frage wird, wie es dag 
letzte Swiſchenreich, das „Suſtem“, jo gern tat, rein regional, allo 
rein individualiſtiſch, angefaßt werden. Der Oſtraum wird als Ganzes 
erſchaut, und der Oſtraum it — das weiß niemand beſſer als Adolf 
Hitler — der bedeutungsvollſte Teil Geſamtdeutſchlands. Der Natio- 
nalfozialismus wird die innerdeutſche Frage zur Löſung bringen. Indem 
wir aber über unſere heutige zerriſſene und geſchändete Ojtmark bin- 
ausblicken, wiſſen wir gerade jetzt, in dieſen Wochen ſtärkſten euro- 

päiſchen Kampfes, daß zurzeit eine gute und erfolgreiche 
Innenpolitik zugleich die beſte Außenpolitik ift. 
Der Führer hat den rückhaltloſen Sriedenswillen der Nation betont, 
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Ein polniſcher Profeſſor. 


Su den Büchern, mit denen die polniſche Propaganda in 

Deutſchland Stimmung für ihre Korridortheſen zu machen ver- 
jucht, gehört die vom Baltiſchen Inftitut in Chorn in deutſcher 
Sprache herausgegebene Schrift des Krakauer Univerſitätsprofeſſors 
Waclaw Sobieki: „Der Kampf um die Oftfee von 
den älteſten Seiten bis zur Gegenwart“. Das Baltiſche 
Inſtitut (fiehe „Ostland“, Jahrgang 19335, Nr. 7) hat ſich bei der 
Verbreitung dieſes Buches in Deutjehland einer Leipziger Kom- 
miſſionsbuchhandlung zu bedienen verſucht. Das iſt zunächſt auch ge- 
lungen, denn diefes Juſtitut verſteht ſich ausgezeichnet darauf, ſeiner 
Propagandatätigkeit ein wißßſenſchaftliches Ausjehen zu geben. Um 
zu verhindern, daß mit dieſer wifſenſchaftlichen Carnung 
weiterer Unfug angerichtet wird, wurde das Buch Sobieſkis be- 
ſchlagnahmt und für das Reichsgebiet verboten. 
Daß Bedenken gegen ein ſolches Verbot, die vielleicht von einigen 
„objektiven“ Leuten geäußert werden könnten, nicht am Platze ſind, 
wird man leicht erkennen, wenn man ſich dieſe Schrift einmal etwas 
näher betrachtet. Man braucht ſich z. B. nur eines der fünf Haupt- 
kapitel, das Pommerellen „unter der Herrſchaft der Hohenzollern“ be- 
handelt, durchzuleſen, um ſich eine Vorſtellung von der „Wiffenjchaft- 
lichkeit“ des Verfaſſers machen zu können, der bei den Polen übrigens 
bezeichnenderweiſe den Ruf eines „hervorragenden Hiſtorikers“ ge- 
nießt. Man erwartet von einem Wiſenſchaftler, daß er eine fach- 
liche Darftellung geſchichtlicher Creigniſſe gibt, daß er Licht und 
Schalten gerecht verteilt und daß er auch dort, wo er ein fremdes 
Volk glaubt tadeln zu müſſen, doch freimütig deſſen poſitive 
Leiſtungen anzuerkennen bereit iſt. Davon iſt bei Sobiejki keine Rede. 
Er verteilt Licht und Schatten nicht, wie es das Bewußtſein einer 
wiſſenſchaftlichen Verpflichtung von ihm verlangt hätte, ſondern wie es 
ihm ſein patriotiſcher Übereifer eingibt: Alles Licht den 
Polen, aller Schatten den Deutjchen! 
Er erweiſt ſich als ein Meifter im Verſchweigen — näm- 
lich alles deſſen, was etwa für Deutſchland ſprechen könnte. So iſt 
in dem erwähnten Kapitel, das die Geſchichte des heutigen Korridor— 
gebietes von den Teilungen Polens an bis zum Umjturz im Jahre 1919 
behandelt, mit keinem Wort die Rede von der aufbauenden Arbeit, 
die der preußiſche Staat in anderthalb Jahrhunderten auf die wirt- 
schaftliche und kulturelle Entwicklung des Landes verwandt hat. Nach 
Sobieſkis Auffaſſung hat dieſe deutſche Kulturleiſtung anſcheinend 
nichts mit dem „Kampf um die Oſtſee“ zu tun. Es ſcheint ihm uns» 
verſtändlich zu fein, daß ein Volk ein Land nicht nur mit dem Schwerte, 
fondern auch mit feiner Arbeit erobern und daß ein Volk feinen 
Beſitzanſpruch auf ein Land nicht nur von der Gewalt, ſondern auch 
von einer in Generationen vollbrachten Leiſtung ableiten kann. 
Sobieſkis Darſtellung des „Kampfes um die Oftjee“ bejchränkt ſich auf 
eine bloße Aneinanderreihung von Einzelheiten, 
aus deren Summe er dann glaubt den Schluß ziehen zu können, daß 
die Bevölkerung des fraglichen Gebietes ſich während der I5ojährigen 
preußiſchen Herrſchaft „ſtets zu Polen hingezogen fühlte“. Wenn man 
beſtimmte Einzelgeſchehniſſe aus einer 150jährigen Geſchichte heraus- 
greift und ſie geſchloſſen darſtellt und dabei alles, was ſonſt noch 
geſchehen ift, einfach unter den Tijch fallen läßt, dann läßt ſich natür⸗ 
lich alles mögliche „beweiſen“. Sobieſki verfolgt die Methode, die 
Meinungen und Handlungen ein zelner Perſonen oder Perſonen⸗ 
gruppen mit den Meinungen und Handlungen der Gejamt- 
bevölkerung zu identifizieren, — natürlich nur dort, wo das feiner 
Abſicht, die „polnische Geſinnung“ nachzuweiſen, entspricht. Oder er 
chiebt dem Verhalten einzelner Perſonen oder Perſonengruppen 
nationalpolniſche Motive unter, ohne ſich darüber Gedanken zu 
machen, ob hier und da nicht doch etwa ganz andere Beweggründe, die 
mit nationalpolniſcher Geſinnung nichts zu tun haben, mitgejpielt 
haben mögen. 

So’ behauptet Sobiefki z. B. (ganz im Gegenſatz zu anderen 
polniſchen Forſchern), daß „die gegen die Selbjtändigkeit Polens 
gerichteten Übergriffe Preußens und Rußlands ſchließlich den Proteſt 
der geſamten Nation () hervorgerufen“ hätten und daß auch Pommes 
rellen an dieſer Abwehr der drohenden Teilung führend teilgenommen, 
hatte. In Wirklichkeit hat ſich jedoch „die von der Konföderation von 
Bar entfachte Aufftandsbemegung“ in Pommerellen kaum be- 
merkbar gemacht; in Wirklichkeit haben nur einige wenige 
Adelsgeſchlechter in Pommerellen unter Führung Wybickis 
gegen die preußiſche Beſitzergreifung Stellung genommen, wogegen 
andere pommerelliſche Adlige durchaus aktive Sympatbien für Preußen 
empfanden und das politiſch inaktive Bürger- und Bauerntum keine 
Neigung verriet, ſeiue Haut für Polens „goldene Freiheit“ zu 
Markte zu tragen. Ausführlich verbreitet ſich Sobieſki auch über die 
politiſchen Strömungen in Pommerellen während der napo- 
—— — en 
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zu dem ſich gerade der Nationalſozialismus bekennen darf. Sugleich 
aber betonte er nicht minder eindeutig, daß wir, die wir niemanden 
diffamieren wollen, uns ſelbſt nicht diffamieren laſſen, daß wir, die wir 
das Lebensrecht anderer anerkennen, unſer eigenes Lebensrecht zu 
wahren wiſſen und wahren werden. Hierüber darf es in Deutſchlaud 
und in der Welt keine Mißberſtändniſſe geben. Das weiß auch die 
Oftmark, die nun das rote Banner des Kampfes mit dem ſchwarzen 
Hakenkreuz, dem Kreuz der Cat, auf dem weißen Feld unbejieglichen 
Glaubens über ihren Gauen wehen und rauſchen ſieht. 


leoniſchen Ara. Er ftellt die Dinge jo hin, als ob das Heran— 
nahen der franzöſiſchen Heere in Pommerellen allgemein als Zeichen 
zum Aufftand und als Auftakt zur erſehnten Wiedervereinigung mit 
Polen begrüßt worden wäre, er erwähnt aber nicht, daß die hier 
und da bemerkbare Sumpathie für die einrückenden franzöſiſchen 
Truppen vielfach weniger einer polniſch-patriotiſchen Geſinnung 
als der Begeisterung für die freiheitlichen Ideen 
der franzöſiſchen Revolution entsprang, als deren Vor- 
kämpfer Napoleon ſeine Heere hinzuſtellen verſtand. Wenn, wie 
Sobieſki behauptet, „die große Maſſe der Pommereller Napoleon zu- 
getan war“, ſo braucht das noch lange kein Bekenntnis zu Polen zu 
ſein, — auch in Süd- und Weſtdeutſchland war damals ja die Be- 
völkerung namentlich in ihren unteren Schichten „franzöſiſch gesinnt“. 
Aus den mancherlei Schwierigkeiten, die Preußen in der erſten Zeit 
ſeiner Herrſchaft in Pommerellen bei den Rekrutenaushebungen zu 
überwinden hatte, verſucht Sobiejki ein „allgemeines Bekenntnis zu 
Polen“ zu machen. Aus manchen polenfreundlichen Außerungen der 
30er und 4er Jahre wird in ſeiner Darſtellung eine „Beteiligung 
Pommerellens an den Selbſtändigkeitsbeſtrebungen des polnifchen 
Volkes“, obwohl den Pommerellern jene krankhafte Polenbegeiſterung 
nahezu unbekannt war, wie fie in der Sturm- und Drangperiode des 
Vormärzes beſonders in Süddeutschland herrſchte. Aus der Geheim- 
bündelei einiger polniſch eingeſtellter Sumnaſiaſten in Kulm, Konitz 
und Thorn wird bei ihm jo etwas wie eine „das Land unjichtbare 
umſpannende Irredentabewegung“; und der einfältige Plan des 
jugendlichen Cejnowa, mit einer Abteilung von 70 Mann die 
Stargarder Garniſon auszuheben, erſcheint ihm als der bezeichnende 
Ausdruck eines „allgemeinen nationalpolniſchen Sreiheitswillens“ in 
Pommerellen, — der übrigens und mit Recht von Preußen ſelbſt Jo 
gering eingeschätzt wurde, daß es damals in ganz Pommerellen außer 
in Danzig und Stargard keine preußischen Beſatzungen gab, wie 
Sobieſki ſelber hervorhebt. 

So durchſtreift diefer polniſche Profeſſor die 150 Jahre der Zu- 
gehörigkeit des heutigen Korridorgebietes zu Preußen und Jo greift 
er bald hier, bald da ein Ereignis oder eine Äußerung heraus, die 
ihm zur Stützung ſeiner vorgefaßten Meinung geeignet erſcheint. Es 
iſt die Methode des kleinen Jungen, der von der Suppe die Sett- 
augen abſchöpft und dann behauptet, er hätte die Suppe gegeſſen. 
Sobiejki läßt nirgends das Beſtreben erkennen, zu Ereigniffen, die er 
erwähnt, und zu Außerungen, die er zitiert, kritiſch und 8 
Stellung zu nehmen. Er macht ſich die landläufigen Cbejen 
der polniſchen Propaganda vorbehaltlos zu eigen. Das 
Märchen vom „Danziger Blutbad“ (1308) ift für ihn ebenſo eine 
„geschichtliche Catſache“ wie die Legende vom „Unrecht der Teilungen 

olens“. Friedrich der Große iſt für ihn nicht anders als wie für 
den üblichen Mitläufer des Weſtmarkenvereins ein von chauviniſti⸗ 
ſchen Naſſegefühlen beherrſchter, vertragsbrüchiger und lügenhafter 
Deſpot. Und mit demſelben Eifer wie ſeine Kollegin in Södingert, 
die Kazemiera Jejowa, durchſtöbert auch der Krakauer Profellor die 
Bismarckliterafur, um aus einem Mofaik von Zitaten das Bild eines 
Gewaltmenſchen zuſammenzuſetzen, der „Cag und Nacht an nichts 
anderes gedacht“ hat, als an die Ausrottung der „armen Polen“. 
Das Ergebnis feiner Unterfuchungen, die man kaum als eigene 
wiffenfſchaftliche Leiſtung anlprechen kann, faßt 
Sobieſki dann in folgender Behauptung zujammen: „Die Wieder⸗ 
angliederung Pommerellens an Polen war kein Gejchenk der Groß- 
mächte von Verſailles (2), ſondern die Anerkennung der Catſache, daß 
Pommerellen ſich in hartem Kampf gegen die Germaniſierung be⸗ 
hauptet, ſeinen deutſchen Firnis abgeſtreift () und ſeinen urjprünglich 
polnischen Charakter wiedererlangt hat (20“. t 

Da muß man ſich nur wundern, daß die Polen ſich nach dem 
deutſchen Zujammenbruch Jo hartnäckig gegen die Durchführung einer 
Volksabstimmung in Pommerellen aufgelehnt haben. Aber Sobiejki 
iſt auch hier nicht um eine faule Ausrede verlegen. Die nationale 
Geſinnung der pommerelliſchen Bevölkerung iſt ſeiner Meinung nach 
jo einwandfrei polniſch geweſen, daß es nicht erſt noch nötig war, fie 
durch eine Volksabftimmung zu erfragen. Catſächlich bat aber, was 
Sobiejki gefliſſentlich überjiebt, eine indirekte Bolksab- 
ſtimmung in Pommereflen ftatigefunden: die Wahl zur 
Nationalverfammlung im Jahre 1919; und diefe Wahl hat 
in den jpäter vom Reiche losgeriſſenen Kreiſen eine klare Mehrheit 
der Wahlberechtigten für die deutſchen Liſten ergeben. Darauf geht 
Sobieſki klugerweiſe nicht ein. Statt deſſen beruft er ſich auf die 
Mutterſprachenſtatiſtik von 1910 und die Parlamentswahlen der 
Vorkriegszeit, und weiſt er auf die Ergebniſſe der polniſchen Bolks- 
zählung und der polniſchen Sejmmahlen hin, als ob aus dieſen 
Sählungen und Wahlen Schlußfolgerungen auf die nationalpolitiſche 
Geſinnung der im Jahre 1918 in Pommerellen anfälligen Ve- 
völkerung gezogen werden könnten! So wenig wie hier — in dieſem 
typischen Fall — unterſcheidet ſich Sobiejki auch ſonſt in ſeinem Buche 
in der Darſtellung und Auswertung geſchichtlicher Creigniſſe von dem 
üblichen Cup des polniſchen Propagandiſten. Was er da als wiſſen⸗ 
schaftliches Werk ausgibt, das erhebt ſich nur ſelten, über das bekannte 
Niveau einer polnischen, deutſchfeindlichen Zeitung. Weder vom wilſen⸗ 
ſchaftlichen, noch vom politiſchen Geſichtspunkte aus geſehen, liegt ein 
Anlaß vor, das Sobieſkiſche Buch der deutſchen Öffentlichkeit zugäng⸗ 
lich zu machen. Das Verbot war durchaus am Platze. 

Dr. Kredel. 
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Die Induſtrialiſierung Gdingens. 


Die Polen ſind, was den Hafenbau in Edingen und die Zu- 
kunft Sdingens als Hafen anlangt, nach wie vor optimiltifch. Dieſer 
Optimismus ſieht zwar manchmal etwas amtlich abgeſtempelt und er⸗ 
zwungen aus, aber er iſt zweifellos da. Er äußert ſich in kändig wieder⸗ 
kehrenden Lobeshumnen über das „amerikaniſche Cempo“ der Hafen⸗ 
entwicklung, das „Wunder von Gdingen“, die „große Zukunft auf 
dem Waffer“ um. Weit weniger optimiftifch ſind dagegen die pol⸗ 
nifchen Stimmen, die fi über die zukünftige Entwichlung 
Gdingens als Induſtrie- und Handelsplatz äußern. 
Von der freien Initiative erhofft man ſich wenig. Man hält es für 
unmöglich, ohne dauernde ſtaatliche Hilfe Induſtrie⸗ und Handels- 
firmen zur Niederlaſſung in dingen zu bewegen. Man will aber aus 
dem Hafenplatz mit Gewalt auch eine Stadt machen, die eigene Fa- 
briken und Handelskontore beſitzt. Das ijt vielleicht der ſchwierigere 
Teil des Gdingener Abenteuers; denn hier handelt es ſich um mehr als 
um eine techniſche Angelegenheit und um mehr als eine Frage der 
Tarifberechnung. Hier handelt es lich um die Löſung eines 
pſychologiſchen Problems, um die „Erſchaffung“ des pol- 
niſchen Überſeekaufmanns und des polnischen Seefahrers, alſo von 
Menſchentypen, die es bisher noch nicht gibt. . . s 

Dem Streben, in Gdingen eine eigene Indujtrie großzuziehen dient 
u. a, auch eine Verfügung der polniſchen Regierung, derzufolge die 
Befreiung von der Umſatzſteuer allen in Sdingen errichteten Unter- 
nehmungen nachſtehender Branchen allgemein gewährt werden ſoll, 
joweit nicht „bejondere Umſtände“ dagegen ſprechen ſollten: Schiffs- 
reedereien, Hafenſpeditionen, Stauereien, Schiffsmaklereien, Docks 
und Werften; Induſtriebetriebe, welche überſeeiſche Einfuhrwaren 
verarbeiten, veredeln und wiederexportieren, ſoweit ihre Produktion 
ohne Bedeutung für die Landesverteidigung ift, Siſchfang- und 
Siſchhandelsunternehmen ſowie Seefiſche verarbeitenden Unternehmen; 
Banken (in bezug auf die lokal in Sdingen oder in überſee⸗ 
geſchäften getätigten Umjäte) uſw. Die Unternehmen aller anderen 
Branchen ſollen auf beſonderen Antrag die Befreiung von der Um⸗ 
Jatzſteuer bewilligt erhalten, wenn fie den Nachweis erbringen können, 
daß ihre Tätigkeit der Entwicklung und dem weiteren Ausbau 
Sdingens dienlich ift. Die von der Umſatzſteuer befreiten Unter⸗ 
nehmen ſollen ferner von der Entrichtung von Stempel 

ebühren auf Eingaben an ihren Sitz in Sdingen habende ſtaatliche 
Wedörden ſowie auf Dokumente, ausgeſtellt von dieſen Behörden, 
befreit ſein. a N 

Dieſe neue Anordnung der polnischen Regierung it ein ſichtbarer 
Erfolg der von Gdingener Wirtſchaftskreiſen in letzter Seit mit 
beſonderem Nachdruck betriebenen Agitation, wie ſie 3. B. in einem 
Artikel des Direktors der Gdingener Handelskammer, Krufki, zum 
Ausdruck kommt, der dort über die Steuerpolitik des pol⸗ 
niſchen Siskus gegenüber der ‚Sdingener Wir! 
ſchaft u. a. folgendes fagt: Während die Entwicklung Sdingens 
ron Anfang an einen mehr einſeitigen Charakter, nämlich nach 
der Seite des techniſchen Hafenausbaues hin, getragen habe, 
binke die Entwicklung des Handelns und der 
Privatinitiative in Gdingen hinter dem von der 
Regierung geschaffenen Rahmen erheblich nach. Es ſei dies 
um ſo verſtändlicher, als die Privatwirtschaft in Polen ſchon aus 
materiellen Sründen — von dem Sehlen der pluchologiſchen Voraus- 


jetzungen gegenüber dem Seehandel ganz abgeſehen — zu dem Ausbau 
eines großzügigen Handels- und Wirtſchaftsapparates nicht habe 
ſchreiten können. Es fehlten der polniſchen Wirtſthaft überdies direkte 
Beziehungen zu den Abnehmern und Lieferanten, und es ihr fehlten 
ferner Kenntniſſe im jeewärtigen Ein- und Ausfuhrhandel. Auf diefe 
Weiſe Jeien in Gdingen außer mehreren Großunternehmen (hauptjächlich 
der Kohlenbranche) zahlreihe konjunkturmäßig eingejtellte 
Unternehmen entjtanden, deren Snitiative überaus geringfügig 
geweſen ſei und die daher häufig noch ſchneller, als ſie entſtanden 
waren, liquidiert worden ſeien. Angeſichts dieſer Lage habe die pol⸗ 
niſche Regierung ſich gezwungen gejehen, den Weg der Bevor- 
zugung für nach Gdingen gehende Unternehmen ein- 
zuschlagen, um auf dieſe Weife in- und ausländisches Ka⸗ 
pital für die Niederlaſſung in dingen zu gewinnen. Aus dieſen Er- 
wägungen heraus ſei das am 24. November 1930 er- 
gänzte Geſetz vom J. Juni 1927 erlaſſen worden, das in 
ſteuerlicher, tariflicher, zollmäßiger und ähnlicher Hinficht ein grund- 
ſätzliches Privileg für diejenigen Handels- und Induftriefirmen be⸗ 
deute, die ſich in Gdingen niederlaffen. Leider ſei aber die praktiſche 
Anwendung dieſes Geſetzes — Jo erklärt nun Krupſki — weit hinter 
ſeinem urſprünglichen Zweck zurückgeblieben. Man habe die rein 
fiskaliſchen Intereſſen über die allgemein wirt 
ſchaftlich en geſtellt und das Geſetz als eine Art beſonderer Wohl- 
tat, die den Firmen erwieſen werden Jollte, betrachtet. Die Gdingener 
Handelskammer, führt Krupſki fort, hätte wiederholt Anlaß gehabt, 
bei den zuſtändigen Behörden zu interdenieren und darauf hinzu- 
weiſen, daß die aus jenem Geſetz ſich ergebenden Privilegien keines- 
wegs eine Wohltat darſtellten, ſondern vielmehr eine Notwendigkeit 
feien, zumal angeſichts der Tatſache, daß im benachbarten 
Danzig, außer den teueren Löhnen, in jeder Beziehung 
günftigere Arbeitsverhältniſſe herrſchten. 

Wie aus den Sahlenangaben Krupfkis hervorgeht, erhielten 
hauptsächlich größere Unternehmen mit beſonders hohen Umſätzen 
das Privileg der Steuerbefreiung, während es den kleineren 
Sirmen vorenthalten wurde. Krupfki verlangt eine möglich ſt 
liberale Handhabung der ſteuerlichen Pripvile» 
gierung der dinger Firmen. Was die Stempel 
gebühren betrifft, jo verlangt er die Befreiung von der Stempel 
ſteuer für Firmengründungen in Gdingen, Erhöhung des Kapitals und 
Übernahme von Immobilien, Außerdem ſollen Gesuche an Be- 
hörden in Sdingen, ſofern ſie mit dem Hafenverkehr etwas zu tun 
haben, nicht mehr gebührenpflichtig ſein, ebenſo wie Quittungen 
und Beſcheinigungen im Verkehr zwischen Spediteuren, Maklern, 
Reedereien uſw. im In- und Auslande. Wie aus dem oben geſagten 
hervorgeht, ſind dieſe Forderungen jetzt bereits weitgehend erfüllt. 

Auf Danzig wird bei dieſen Forderungen in keiner Weiſe 
Rücksicht genommen. Daß die Danziger Firmen unter Jcharfem 
Steuerdruck ſtehen, daß der kleine Sreijtaat ſich dieſe liberale Hand- 


habung der ſteuerlichen Privilegierung, die hier für Sdingen vorliegt, 


ſich nicht leiſten kann, it zweifellos auch Krupfki bekannt. Gerade 
deshalb fordert er die Künſtliche Sroßzüchtung von Induſtrie- und 
Handelsfirmen in Gdingen, um Danzig auch die induſtrielle Be» 
deutung, die es als Hafenſtadt des polniſchen Hinterlandes erlangen 
könnte, zu nehmen. 


Danziger Gewerbeförderungs-G. m. b. 9. 


” Mit der polnischen Verfügung vom 15. Mai, derzufolge alle 
Danziger Waren für ihre Ausfuhr nach Polen der Genehmigung der 
polniſchen Jollinſpektoren in Danzig bedürfen, ijt das Wirtſchafts⸗ 
verhältnis zwischen der Freien Stadt und Polen in ein äußert 
kritiſches Stadium getreten. Da trotz eines etwaigen Einſchreitens 
der Völkerbundsinſtanzen gegen das rechtswidrige Verhalten Polens 
damit ju rechnen iſt, daß dem Abſatz Danziger Waren auf dem 
polniſchen Markt ſeitens der polniſchen Behörden die größten Schwie- 
rigkeiten bereitet werden, iſt Danzig gezwungen, ſich nach anderen 
Ablfatzmöglichkeiten für ſeine Waren umzuſehen. Unter den gegen- 
wärtigen Verhältniffen iſt es bejonders erfreulich, daß es der Danziger 
Induſtrie in letzter Zeit gelungen iſt, erhebliche Auslandsauftrage 
ereinzubekommen. Cine Neihe von Hindernilſen, die ſich dem Abſatz 
Danziger Waren nach dem Auslande noch entgegenſtellen, ſind durch 
Verhandlungen befeitigt worden, Jo daß mit einer ſtarken Er- 
weiterung des Danziger Auslandsabſatzes in 
allernächſter Seit gerechnet werden kann. Sur Durchführung 
des Auslandsabſatzes ſind für die Danziger Induſtrie und das Dan⸗ 
iger Handwerk Hilfsmaßnahmen beſchloſſen worden. Für den Ab⸗ 
fat nach Deutſchland iſt in Berlin, zujammen mit der 
dort eingerichteten Danziger Verkehrszentrale, eine Wirtſchafts⸗ 
abteilung gebildet worden, die den merk hat, Danziger Firmen, 
die den Warenabjat nach Deutfchland aufnehmen wollen, zu beraten, 
ihnen bei der Hereinholung von Aufträgen behilflich zu ſein, ihnen 
neue Abſatzquellen nachzuweiſen und ihnen ſonſt mit Nat und Cat 
zur Seite zu ſtehen. Ahnliche Wirtſchaftszentralen ſind 
auch für andere Länder geplant. Die für Schweden 
jchon weitgehenden Vorbereitungen, die durch einen Beſuch des 
Danziger Handelsfenators zum Abſchluß gebracht werden ſollten, find 
leider durch die politiſchen Entwicklungen der letzten Monate ver⸗ 


x 


In entjprechender 


zögert aber nicht 
„Danziger 


völlig abgeriſſen worden. 
Form iſt in Danzig die Gründung einer 
Gewerbe - Sörderungs- G. m. b. H.“ beſchloſſen, 
die in Danzig ſelbſt den Sirmen bei der Ausweitung ihrer 
Erzeugung helfend zur Seite ſtehen ſoll. Insbeſondere ſoll ſie 
darauf hinwirken, daß die Warenerzeugung im Freiſtaat 
Danzig Jelbft erweitert wird und daß Waren, die bis jetzt mit 
erheblicher Zollverteuerung von auswärts bezogen werden mußten, 
im Sreiſtaat Danzig hergeſtellt werden. Die Senatsabteilung für 
Handel und Gewerbe hat zufammen mit der Handelskammer dafür 
Sorge getragen, daß ſchon eine Neihe von Artikeln, die bisher von 
außerhalb bezogen wurden, in Danzig ſelbſt hergeſtellt werden. Unter 
anderem ift in den letzten Monaten aufgenommen worden die Fabri- 
kation von Nadiatoren für Heizungsanlagen, von Dachpfannen, Bau- 
hilfsſtoffen und Apparaten verſchiedenſter Art. Die Sabrikation von 
Jute, Mullbinden ujw., die bisher vollſtändig aus dem Auslande be- 
zogen wurden, iſt in Vorbereitung. Für den Auslandsabſatz 
iſt der „Danziger Hewerbe⸗Sörderungs-G. m. b. H. eine ähnliche Auf- 
gabe zugedacht, wie der Wirtſchaftsabteilung in Deutſchland. Sie 
ſoll in Danzig die Danziger Firmen auf die Ablatzmöglichkeiten nach 
dem Ausland aufmerkſam machen, die Danziger Firmen gegebenenfalls 
zu Sammellieferungen ſuſammenfaſſen, Umſtellungsprozeſſe der Dan- 
iger Induſtrie und Neugründungen von Induſtrien fördern, die Wirt- 
Ichaftlichkeit der Auslandsaufträge prüfen und gegebenenfalls die 
Finanzierung in Huſammenarbeit mit den zuſtändigen Stellen er- 
leichtern. Die „Danziger Gewerbe⸗Förderungs-G. m. b. H.“ hat alſo 
einmal die Aufgabe, die den Exportinſtituten anderer Länder etwa 
gleichkommt, darüber hinaus auch noch Aufgaben, die der Förderung 
apa önduſtrie und Handwerk im Freiſtaat Danzig ganz allgemein 
ienen. 
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Die Ausrottung der deutſchen Schule in Polen. 


Das deutſche Privatgumnajium in Nawitſch wird 
mit Ende des jetzigen Schuljahres, am 15. Juni, auf Veranlajfung der 
Schulbehörden geſchloſſen, weil die Anftalt die Bedingungen des 
neuen Schulgeſetzes nicht erfüllen konnte, 

* 

Die polnische Schulbehörde im ehemals preußiſchen Teilgebiet hat 
zu einem neuen Schlage gegen das deutſche Schulweſen ausgeholt. Die 
Kreisſchulinſpektoren haben angeordnet, daß in den ſtaatlichen 
Lehranſtalten mit deutſcher Unterrichtsfprache 
nicht nur der polniſche Sprachunterricht, ſondern 
auch die Fächer Geſchichte und Erdkunde, teil⸗ 
weile auch Rechnen, ausſchließlich in polniſcher 
Sprache zu lehren Jind. Für die privaten deutſchen 
Minderheitenſchulen iſt eine gleiche Anordnung 
erfolgt, die ſofort in Kraft treten ſoll. Damit wird 
in Zukunft in den Jogenannten Schulen mit deutſcher Unterrichts— 
ſprache entgegen dem Minderheitenſchutzbertrag die Mehrzahl der 
Unterrichtsſtunden in polniſcher Sprache gelehrt werden. Selbjtver- 
ſtändlich wird dieſe Maßnahme in den ſtaatlichen „deutſchen“ Schulen 
eine weitere Polonifierung der Lehrerſchaft zur 
Folge haben. Demgegenüber iſt feſtzuſtellen, daß im polniſchen Minder- 
heitenſchulweſen in Preußen nach wie vor überwiegend ſtaatspolniſche 
Lehrer unterrichten und daß an dieſen freiwillig gewährten Schulen 
Jämtliche Fächer, auch Geſchichte, Erdkunde und Nechnen nur in 
polniſcher Sprache gelehrt werden. a 

* 


Vor kurzem wurden bekanntlich die beiden deutſchen Lehrer 
Sckert und Schmelzer von der ſtaatlichen deutſchen Minder- 
heitsſchule in Bromberg entlaſſen und des Landes verwieſen. Die 
Eltern der Schüler dieſer Anſtalt haben bei dem Kuratorium in Poſen 
Proteſt gegen dieſe willkürliche und unbegründete Entlajjung erhoben. 
Sie betonen, daß die vorbildliche Suſammenarbeit zwiſchen Lehrern 
und Elternſchaft der beſte Beweis ſei für die vorzüglichen pädagogiſchen 
Eigenschaften der entlaſſenen Lehrer, deren Fürſorge und Betreuung 
nicht mit Schluß der Schulſtunden aufhörten. In keiner Weise könne 
den beiden Lehrern jtaatsfeindliche Betätigung und politiſche Be- 
einfluſſung der Kinder in ſtaatsfeindlichem Sinne vorgeworfen werden. 
Die unverftändliche Entlaſſung habe bei Eltern und Schülern ftarke 
Erregung hervorgerufen, das gegenſeitige Vertrauen zerſtört und eine 
ſörderliche Zuſammenarbeit zwiſchen Schule und Elternschaft zerrüttet. 
Die Neueinſtellung von zwei Lehrkräften polniſcher Nationalität ſei 
nicht geeignet, diefes Vertrauensverhältnis wiederaufzurichten. 


* 


Trotzdem erſt kürzlich das Bromberger Gericht durch einen Stei= 
ſpruch feſtgeſtellt hat, daß die Freiheit evangeliſcher Gemeindearbeit 
unter der Jugend gewahrt werden ſoll, kam das Liſſaer Gericht am 
J. Juni gegen den Landwirt Ernſt Kernchen aus Renzig (Krs. Koſten) 
zu einer anderen Nechtſprechung. Der Staroſt des Kreiſes Koſten hatte 
Kernchen zu 50 Zloty Geldſtrafe oder drei Tagen Arreſt verurteilt, weil 
er in feinem eigenen Haufe mit Kindern aus der Gemeinde Weihnachts- 
lieder und Sprüche für die Weihnachtsfeier eingeübt hatte. Segen 
dieſes Urteil hatte der Angeklagte Berufung eingelegt. Die Be- 
rufungsverhandlung ergab den Tatbeſtand, daß Landwirt Kernchen, der 
von ſeinem zuſtändigen Geiſtlichen mit der Abhaltung von Leje= 
gottesdienſten und Paſſions- und Adventsandachten beauftragt iſt, 


mit den evangelischen Kindern eine Gemeinde-Weihnachtsfeier für die 
Kirche in feinem Haufe vorbereitet hatte. Der Vertreter der Au- 
klage forderte die Beſtrafung des Angeklagten, weil es ſich augen- 
scheinlich um einen Unterricht (0 gehandelt habe, von dem man nicht 
wiſſe (I, was ſich dahinter verjtecke (I) und zu dem der Angeklagte 
keinerlei Befähigung () beſeſen hätte. Kernchen wurde zu 100 Sloty 
Selditrafe oder drei Tagen Arreſt verurteilt. Die Anklage auf Grund 
des Artikels 27 (unerlaubte Unterrichtserteilung) wurde in der Urteils- 
begründung niedergeschlagen. Dagegen erfolgte die Verurteilung auf 
Grund des Verſammlungsgeſetzes vom 11. März 1932, da es feſiſtehe, 
daß der Angeklagte am 11. und 13. Dezember v. J. „unangemeldete 
Versammlungen einberufen“ habe. Wohl ſehe das Geſetz ſolche Ver- 
Jammlungen auch ohne Anmeldepflicht vor, doch müjle angenommen 
werden, daß der Angeklagte die Kinder (feine Nachbarskinder in 
einer Diajporagemeindel!) nicht alle gekannt habe. Gegen das Urteil 
wurde ſofort Revifion angemeldet. 
* 

Im nachftebenden bringen wir wieder eine Probe polniſcher Er- 
ziehungs⸗ und Lehrkunſt. Es handelt ſich um die Niederſchrift deutscher 
Konfirmanden, die eine polnijche Schule bejuchen müſſen. Aus den 
Schriftproben iſt deutlich zu erkennen, wie die Schüler deutſche und 
polnifche Schreibweiſe durcheinandermengen, da ſie weder das Deutſche 
noch das Polniſche richtig beherrſchen. Das Diktat, das von den 
Schülern durch Einfügung der Namen zu ergänzen war, hatte fol— 
genden Wortlaut: . 

„Sch heiße .. „ bin geboren ..., wohne in .. . und gehe in die 
Schule nach ... Mein Vater iſt ..., meine Mutter heißt ..., ge- 
borene .. .; ich beſuche jetzt den Konfirmandenunterricht.“ 

Einige Niederschriften, aus denen wir natürlich die eingefügten 
Namen, die sum Teil auch halb deutſch, halb polnisch geſchrieben 
waren, weglaſſen müffen, ſahen Jo aus: 1 

„Ich haiſt .. . bin geboren am 23. Maj 1919 won ie in , 
und gehe zur Jzule nach... Maine muter haiſt Frida 
geborne ... och bezuche jezt den konfermanden⸗ 


untericht.“ 

„Ich haiſe ... Bin geboren an 1. Oktobr 1919. Wone 
in . . . Und gehe in di ſzule nach. Mein vatrift arbeitr. 
Meine mutr haiſt Eligabet .. . Sch be zuche ject dem 
komfermandenunterricht.“ 

„Sch haiſe .. . byn geboren am 21. Apryl 19 wolny 
in . . . und gie je in der ßzule mian Sater yzllandwird 
miajne muter haſt Albertune ib bezuhe den 
komwermanden unterucht.“ 

„Is Haiſe bun. geboren am Sten merc 1919 gen. 
Woune in. . unt geje in de [ zule nach. . . main fater 


iſt arbaiter maine muter baijt ... Geborene 112 
bezuche jert dein kenfermanden uterifzt.* 
„Is bin geboren an 16 Sebuar 1919. Wone in... Und 


Mai muter iſt arbaiten, Mai 


eie in disule nah... 
9 1 Is bezuche iſe dem 


ne muter chaiſt Mari gborne 
konfamaden unter riſzt.“ . 

„Eible... bungpore 1919y Saugjffmoneyn.... 
onfgnändiſzulenahä. . . najäwateruſtaſzewzman 
(Sefchäftsmann) ot moter haſt emama gbörene 1. 5 
p36be lich beſuche) den konvämanden Ötaryrf. 


Der „komiſche“ Filmſchluß. 


In Soppot ſpielte ſich vor einiger Seit ein außerordentlich merk- 
würdiger Vorfall ab. Ein polniſcher Filmoperateur fuhr mit 
mehreren Perſonen in SA.- und SS.-Uniform in einer Autotaxe vor 
dem einem Polen gehörenden Lokal „Viktoria-Garten“ in der Eijen- 
hardtſtraße vor. Als die Taxe vor dem Lokal angelangt war, ſprangen 
die Uniformierten heraus und ſchlugen auf die dort ſtehen⸗ 
den Juden ein. Der Silmoperateur drehte die Szene. Später 
gingen die angeblichen SA.- und SS.-Leute mit den Verprügelten 
gemeinſam in das Lokal hinein. Die Polizei griff Jofort ein, der un- 
entwickelte Film wurde beſchlagnahmt. 

Der geiltige Vater dieſes Silms iſt der Danziger Polenhäuptling 
Dr. Moczymfki, der ſich vor der Wahl der Danziger Bevölkerung 
3. B. mit folgendem Slugblatt als der berufene Vertreter ihrer Be- 
lange empfahl: 

„Danziger! Swei Welten ſtehen ſich gegenüber! Die Welt des 
Hakenkreuzes, rückſtändige, mittelalterliche Inquiſitionen und Scheiter- 
haufen, Kulturſchande und Reaktion, und die Welt des liberalen Fort- 
ſchritts, der Völkerverſöhnung, der modernen Demokratie, der 
Achtung von Verträgen und Verfaſſung, getragen von der polnifchen 
Wirtſchaftsliſte Dr. Moczunſbi.“ 

‚Über den Inhalt des Silmes berichtete die „Königsberger Allge— 
meine Seitung“ u. a. folgendes: 

Da werden zuerſt ganz harmloſe Danziger Straßenbilder gezeigt. 
Dann wird die Sache etwas politiſcher. Man zeigt Häuferfronten 
mit Hitlerfahnen und Läden mit Hitlerbildern. Es erſcheint ein pol⸗ 
niſcher Kindergarten mit rührenden kleinen Polenkinderchen. Jetzt er⸗ 
Icheint auch Herr Papee, ſehr elegant und ſehr liebenswürdig lächelnd. 


Nachdem der Beſchauer den Eindruck gewonnen haben muß, daß alle 
dieſe Bilder durchaus echt an Ort und Stelle aufgenommen ſind, was 
ja auch durchaus richtig ift, Jollte er ſchließlich nicht mehr daran 
zweifeln, daß auch der Schluß echt iſt, nämlich die Szene, die jetzt ab- 


rollt: Da ſieht man vor einer großen Wand mit Wahlplakaten, die in 


Wirklichkeit eine Kuliſſe war und im Garten des polnijehes Lokals 
Viktoria in Joppot aufgeftellt war, ein Wahlplakat, auf dem ſtand: 
„Das Judentum muß ausgerottet werden“, ein Wahlplakat, das über⸗ 
haupt nirgends in Danzig zu ſehen gewefen it. Vor dieſem Wahl- 
plakat nun unterhalten Jich zwei polniſche Juden, von denen wir ja 
bereits wiſſen, daß es nicht nur Schauſpieler, ſondern polniſche 
Beamte waren, die ſich erjt im Garten richtig geſchminket hatten. 
Nun ſpringen zwei andere Schaufpieler, einer in SA.-Uniform, der 
andere in SS.-Uniform, auf die beiden Juden los und dreſchen er⸗ 
barmungslos auf fie mit dem Gummiknüppel ein, daß ſich die beiden 
Armſten unter den Schlägen winden und eigentlich zu Hackefleiſch ber⸗ 
arbeitet ſein müßten, wenn eben nicht dieſe beiden G u m mi k n ü Bye 
aus Pappe und ebenfo falſch wie der ganze Schwindel gemelen 
wären. Peinlich, daß die Regie bei diefem Silm ein pol- 
niſcher Sollbeamter geführt bat, wie polizeilich ermittelt 
worden iſt. Peinlich auch, daß Jogar ein Beamter der pol⸗ 
niſchen diplomatiſchen Vertretung fih an dieſem 
munteren Spiel als Schaufpieler beteiligt hat. peinlich auch, daß das 
Ganze als „luftiges Kabarett“ gekennzeichnet wurde, wie überhaupt 
der Film nach polniſcher Darſtellung der „Verständigung zwiſchen 
Danzig und Polen dienen“ ſollte. Merkwürdige Methoden, die der 
Dr, Moczynjki und die andern Herren hinter ihm erfunden haben, 


In Bromberg fand eine Verhandlung gegen den verantwortlichen 
Herausgeber des „Poſener Seitungsdienſtes“, Lic. Dr. Nichard 
Kammel, ſtatt. Es war dies der erjte Preſſeprozeß, den Dr. 
Kammel in feiner I5jährigen Tätigkeit hatte. Er hatte in Jeiner 
Korreſpondenz über die im September v. J. erfolgte Entziehung 
der Unterrichtserlaubnis für die wolhuniſchen 
Kantoren berichtet und dabei Tatjachenangaben dem „Wolhu- 
niſchen Boten“ entnommen. Der Artikel war unbeanſtandet durch eine 
Reihe deutscher Zeitungen in Polen gegangen, nur die „Deutſche 
Nundſchau“ in Bromberg war deswegen beschlagnahmt worden. 
Während der verantwortliche Nedakteur diefer Zeitung freigeſprochen 
worden war, wurde Dr. Kammel zu 7 Lagen Haft und 
oo Sloty Geldſtrafe verurteilt. Das Gericht ſah die 
Strafbarkeit des Artikels darin begründet, daß er „falſche Angaben“ 
zenihalte, die geeignet Jeien, Unruhe hervorzurufen, beſonders in den 
Gebieten, wo für Polen an ſich ſchon Schwierigkeiten beſtünden. Die 
polniſche Behauptung, daß die gemachten Angaben faljch ſeien, ſützte 
lich auf Zeugenaussagen, und zwar hauptſächlich des Schulkurators in 
Nowno, während die Ausjagen der beiden anderen Seugen, der wol= 
huniſchen Paſtoren, die die Angaben des Artikels beſtätigten, un- 
beachtet blieben. Gegen das Urteil wurde ſofort Berufung eingelegt. 

* 


Das Thorner Bezirksgericht verurteilte den deutſchen Kaufmann 
Max Srützmacher wegen „Herabſetzung des Anſehens des polni- 
jchen Staates“ zu I Jahr Gefängnis und verfügte die ſofortige Abfüh⸗ 
rung. Dieſem „Fall“ liegt folgender Catbeſtand zugrunde: Grützmacher 
machte einer Telephoniſtin Vorhaltungen, daß fie eine Telephonan— 
meldung nach Deutſchland nicht in deutſcher Sprache entgegennehmen 
wollte, obwohl ſie auf Grund ihrer Sprachkenntniſſe dazu durchaus in 
der Lage war. Die Celephoniftin fühlte ſich beleidigt, und die Anklage 
konstruierte aus diefer harmloſen Auseinanderſetzung ein „Verbrechen 
wider den Staat“. 


** 
Die 19jährige Lucie Schikora aus Nikolai wurde am 
31. Mai wegen Beleidigung einer polniſchen Lehrerin zu ſechs 


Monaten Gefängnis verurteilt. Der Angeklagten wurde vorgeworfen, 
die Ausdrücke „dumme Gans“ und „verfluchte Polin“ gebraucht zu 
haben. Der letztere Ausdruck iſt jedoch von der Angeklagten energiſch 
beftritten worden, und auch die erſchienenen Seugen konnten dieſe 
angebliche Äußerung nicht beſtätigen. Trotzdem gelangte das Gericht 
zu der Verurteilung. Der Richter erklärte in der Urteilsbegründung, 
daß mildernde Umſtände nicht in Frage kämen, da, wenn eine Schülerin 
ſolche Ausdrücke in einer deutſchen Schule gebraucht hätte, ſie tot— 
geſchlagen worden wäre (Il). 
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uſtiz. 

Der verantwortliche Redakteur des „Oberſchleſiſchen 
Kuriers“ wurde vom Königshütter Burggericht zu einem Monat 
Gefängnis verurteilt. Eine Umwandlung der Sreiheitsſtrafe in eine 
Geldſtrafe wurde durch das Urteil ausdrücklich ausgeſchloſſen. Die 
Verurteilung erfolgte wegen eines im Dezember vorigen Jahres ver— 
öffentlichten Artikels unter der Überſchrift „Franzöſiſche Verdre— 
hungsleünſte“, der ſich mit der Genfer Einigungsklauſel befaßte. Der 
Nichter bezeichnete den Artikel als tendenziös und erblickte darin 
eine Beleidigung der Behörden, da Frankreich 
ein befreundeter Staat ſei (IN. 


* 

Der verantwortliche Redakteur für das oſtoberſchleſiſche Ver- 
breitungsgebiet des „Oberſchleſiſchen Anzeigers“, Nichard 
Badura in Aybnik, wurde vom dortigen Burggericht zu zwei 
Monaten Gefängnis und 100 Zloty Geldſtrafe verurteilt wegen 
Verbreitung von Mitteilungen, „die geeignet find, die öffentliche Ruhe 
und Ordnung zu ſtören“. Das Gericht betonte ausdrücklich, daß dem 
VBerurteilten eine Bewährungsfriſt nicht eingeräumt werden könne, 
Bei den „ruheſtörenden Mitteilungen“ handelte es ſich um folgendes: 
Der „Oberſchleſiſche Anzeiger“ veröffentlichte am 23. März d. J. ein 
Stimmungsbild der Hultfchiner Gedenkſtunde, die vom Reichsverband 
beimattreuer Hultſchiner veranstaltet wurde. Die betreffende Aus- 
gabe des Blaktes verfiel der Beschlagnahme. Beſchlagnahmt wurde 
auch die Ausgabe des Blattes vom darauffolgenden Cage, in der auf 
eine Gedenkſtunde hingewieſen wurde, die von den Verbänden heimat⸗ 
treuer Oberſchleſier für den 26. März in Ratibor einberufen war. Auch 
die Ausgabe vom 21. März, die im Sportteil den Vorbericht der dies- 
jährigen D. A. C. - Reichsfahrt enthielt, wurde beſchlagnahmt. 
Bemerkenswert iſt die Begründung des Urteils: die oberſchleſiſche 
Bevölkerung ſei „ſeit Urzeiten polniſch und habe dies auch in der 
Abſtimmung bekundet“. Die Erregung der letzten Zeit ſei auf die 
„unruheſtiftenden deutſchen Seitungen“ zurückzuführen, die die hiſtoriſche 
Wahrheit völlig verdrehtenll Eine ſtrenge Beſtrafung des Schuldigen 
jei deshalb geboten. Der Anklagevertreter wie auch der Verurtellte 
haben gegen das Urteil Berufung eingelegt. 


In Schoppinitz (Oſtoberſchleſien) wurde ein gewiſſer Franz 
Kopernok wegen angeblicher „Heil-Hitler“-Nufe verhaftet. In 
Königshütte wurde der Kaufmann Eduard Przuwara verhaftet, 
weil er Jich polniſchen Staatsbürgern gegenüber geäußert haben joll, 
ſie würden in Königshütte nicht mehr lange ſein, denn Hitler werde 
fie herausjagen. In Kattowitz wurde ein Dr. Theodor Gotthelf, 
ein Jude aus Beuthen, verhaftet, weil er nationalſozialiſtiſches Propa— 
gandamaterial verkauft haben ſoll; es Jollen bei ihm drei Broſchüren 
über den Lebenslauf Adolf Hitlers gefunden worden ſein. 


Schikanen und Überfälle. 


Der Deutſchen Turnerschaft in Polen iſt der Be⸗ 
Such des Deutſchen Curnfeſtes in Stuttgart durch die 
Haltung des polniſchen Sinanzminiſteriums unmöglich gemacht 
worden. Die Deutsche Turnerjhaft in Polen hatte die Bewilligung 
von ermäßigten Pällen für 80 Teilnehmer beantragt, da die ge⸗ 
wöhnliche Gebühr für einen Paß in Polen außergewöhnlich hoch iſt 
(400 Zloty). Dieſes Geſuch wurde abgeſchlagen und dadurch den 

deutſchen Turnern die Möglichkeit genommen, aus Anlaß des Turn- 
feſtes mit dem deutſchen Muttervolk in Beziehung zu treten. — Die 
Deutſche Turnerſchaft in Polen iſt ſeit dem Jahre 1925 die Ju⸗ 
Jammenfaſſung aller deutſchen Turnvereine in Polen. Von der großen 
Sahl der Turnvereine, die vor dem Krieg in den heute abgetretenen 
Gebieten beſtanden, konnte ſich nur ein Ceil erhalten, da das Eigen- 
tum aller dieſer Vereine nach der Machtübernahme durch die Polen 
beſchlagnahmt oder zerſtört worden war. Nach Überwindung großer 
Schwierigkeiten konnten ſchließlich im Juli 1925 die verſtreuten 
deutſchen Turnvereine geeinigt werden. Heute beſteht der Verband 
aus 49 Vereinen mit 5261 Angehörigen. Der größte 
Verein iſt der in Bielitz-Biala mit 805 Vereinsangehörigen, der 
älteſte der im Jahr 1859 gegründete M. C. Bromberg. Die 
turneriſche Arbeit iſt ſehr erſchwert; vor allem beſteht ein großer 
Mangel an Curnräumen. Nur drei Vereine beſitzen eigene Turn- 
allen. Die geiltige Verbindung unter den Vereinen wird durch 
eine kleine Seitichrift, die „Mitteilungen der Deutſchen Curnerſchaft 
im polen“, aufrechterhalten. 


ordnetenvorſteher das Wort entzogen. Die deutſche Fraktion legte 
nunmehr gegen dieſen Verſtoß gegen die Genfer Konvention ſchärfſten 
Proteſt ein, dem ſich auch die deutſchen Sozialiſten anſchloſſen, und 
verließ zum Zeichen des Proteſtes den Sitzungssaal. Lediglich da- 
durch, daß die beiden deutſch-ſozialiſtiſchen Abgeordneten im Sitzungs- 
jaal blieben, blieb die Beſchlußfähigkeit des Haujes mit einer Stimme 
erhalten. ** N 

Die Hetze gegen die deutſche Bevölkerung in Oſtoberſchleſien hat 
zu einem Vorgang geführt, der unter der deutſchen Bevölkerung 
außerordentliche Empörung hervorgerufen hat und auch vielfach in 
polniſchen Kreiſen ſcharf verurteilt wird. Im Volkshaus in Carnowitz 
veranftalteten am 18. Mal Mitglieder des katholiſchen Srauenbundes 
eine Probeaufführung mit vier- und fünfjährigen Kin- 
dern. Während der Probe, als die Kinder zu dem lebenden Bild 
zuſammengeſtellt waren, drangen durch die Hintertür des Saales etwa 
zehn junge Burſchen auf die Bühne. Die Burſchen, die mit 
Summiknüppeln bewaffnet waren, forderten die kleinen 
Kinder unter wüſten Beschimpfungen auf, ſofort nach Haufe zu gehen. 
Die Kinder wurden durcheinandergejagt, wobei ein Teil von ihnen 
von der Bühne berabftürzte und dabei Verletzungen erlitt. Die 
Kinder wurden bis auf die Straße hinaus verfolgt. Der im Saal 
anweſende Polizeibeamte verſuchte gegen die Banditen einzuſchreiten, 
war jedoch völlig machtlos. Ein Polizeikommando konnte drei der 
VBurſchen Eafingkran Jerte gm AHO IE eu ,ñ. · 


Am I. Juni kam es in der Kattowitzer Stadtverordnetenſitzung zu 
einer ſcharfen Auseinanderſetzung über den Antrag der Regierungs- 
fraktion, der den deutſchen bgeordneten das auf 
Grund der Genfer Konvention zujtebende Necht 
lich der deutſchen Sprache zu bedienen, entzieht. 
In der Begründung des Antrages wird geſagt, daß angeblich die pol- 
niſchen Gemeindevertreter und Stadtverordneten in Oeutſch-Ober⸗ 
Ichlefien es nicht wagen dürfen, lich der polniſchen Sprache zu be⸗ 
dienen. Der Antrag führte zu einer großen Erregung unter den 
deutſchen Abgeordneten, die zuſammen mit den deutſchen Sozialiſten 
über 24 von 60 Sitzen im Stadtparlament verfügen. Als von feiten 
der Deutſchen der Stadtverordnete Cichon das Wort ergriff und 
lich dabei der deutſchen Sprache bediente, wurde ihm vom Stadtver- 


7. 

Der deutſche Dampfer „Sylt“ der Hamburger Reederei 
Nuß wurde am 29. Mai kurz nach dem Einlaufen in den Gdingener 
Hafen von einer großen Anzahl Polen mit Steinen 
beworfen. Als der Dampfer dann an einem der Kais festgemacht 
hatte und ſpäter ſeinen Liegeplatz wechſeln mußte, folgten ihm die 
Polen und eröffneten ein erneutes Bombardement. Als der Dampfer 
an feiner neuen Liegeſtelle feſtgemacht hatte, ſprang einer der Polen 
an Bord des Schiffes und durchſchnitt das am Fahnen 
majt befeſtigte Seil, jo daß die See- und Haken 
kreuzflagge herunterfielen. Die Hakenkreufflagge 
warf der Pole an Land, wo ſie vollſtändig zerriffen wurde. 
Polizeibeamte, die dieſen Vorgang beobachtet hatten, entfernten ſich. 
Später ging dann der Kapitän der „Sylt“ an Land und ſorgte dafür, 
daß polizeilicher Schutz herbeikam. 
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Lied des oſipreußiſchen Arbeilsdienſles. 


Im fernſten deutſchen Often 

der Arbeitsdienst marſchiert. 
Hier ſtehn wir Grenzlandpoſten 
für Hitler, der uns führt. 
Baracken unfre Wohnung, 
der Himmel ſonſt das Selt, 

ſo ziehn wir ohne Schonung 
zur Arbeit in das Seld. 


Die Arbeit gilt dem Lande, 
das uns erzog und nährt. 
Uns halten gleiche Bande 

als Deutſche, was uns ehrt. 
Sreiwill'ge aller Schichten 
verteid'gen deutſches Land, 
den Polen zu vernichten 

mit ſtarker deutſcher Hand. 


Ins grüne Waldgelände 

ziehn wir zur Arbeit aus, 

und iſt's des Cages Ende, 

ziehn wir mit Sang nach Haus. 
Dann ruhn wir nach dem Werke 
und harren neuer Tat 

und jammeln Kraft und Stärke 
für Hitler und den Staat. 


Heinrich Kauſch, 
J. St. Arbeitsdienſtlager Alt-Eiche, b. Deutſch-Culau. 


Der polniſche Aufſtand in Poſen. 


9. Fortſetzung. Von Hermann Piſchke. 


Für das Gelingen des polniſchen Aufſtandes ſind die Körper- 
Jhaften, die durch die deutſche Revolution gebildet wurden, von der 
allergrößten Bedeutung. Auf ihrer Suſammenſetzung und politischen 
Betätigung beruht im weſentlichen das Verſtändnis für die ſpäteren 


Vorgänge. Es iſt darum notwendig, fie mit beſonderer Sorgfalt zu 
1e 59 Dabei wird es dienlich ſein, zur Klärung der Geſcheb⸗ 
niſſe die Vorgänge in einer Zeittafel zu ordnen, da fie ſich durch das 


Vielerlei gar zu leicht verwirren. 
10. November 1918: Gegen 4 Uhr 
revolutionären Truppen in Poſen. 
Segen I0 Uhr Bildung des Soldatenrates und Bildung des 
Arbeiterrates. 
10— 12 Uhr polniſche Wahlverſammlung für die Stadtver- 
ordnetenwahl in dem Switalſkiſchen Kaffee. 
I Uhr mittags Verſammlung der 
Arbeiter im Grünen Kaffee, Bergſtr. 13. 
3 Uhr Verſammlung des geheimen Komitees und der polniſchen 
Reichs- und Landtagsabgeordneten, führender Polen und polnischer 
Mitglieder des Soldatenrates bei Pr. Glowacki in der Veſta. 
7 Uhr Verſammlung des Arbeiter- und Soldatenrates unter 
Teilnahme von ſieben führenden Polen in dem Gouvernement— 
gebäude. 
7 Uhr Aufruf polniſcher Führer an die polniſchen Bürger der 
Stadt Poſen, Ruhe zu bewahren. 
. November 1918: Das geheime Komitee der Polen, das während 
der Mobilmachung in Poſen gegründet war, Februar 1915 auf- 
gelöſt wurde, aber dennoch weiterbeſtand, bildete ſich in ein Bürger- 
komitee um, das fortan in aller ‚Öffentlichkeit handelte. Aus ihm 
entftand in unmittelbarer Folge durch Umbenennung der polnische 
Volksrat. Als Geſchäftsführender Ausschuß wird ein Exekutiv- 
ausſchuß gebildet. . 
43 Uhr nachmittags Verſammlung des Exekutivausjchujes. 
7 % Uhr Abgeſandte des Exekutivausſchuſſes fordern von dem 
Arbeiter- und Soldatenrat die Abſetzung des Oberbürgermeiſters 
Wilms und des Leiters der politiſchen Polizei, des Polizeirates 
Söhrke. 
Bildung des ſüdiſchen Volksrates. 
ae Parallelverſammlungen im Bazar und im Soologiſchen 
arten. 
Aufforderung des polniſchen Regentſchaftsrates in Warſchau an 
die polniſchen Abgeordneten in Preußen, zur Bildung einer natio— 
nalen Regierung nach Warſchau zu kommen. 


morgens Ankunft der 


polnischen nationalen 


12. November 1918: Aufforderung des polniſchen Volksrates an alle 
polniſchen Soldaten, in die A.- und S.-Näte einzutreten. 
Die Poſener Bürgerwehr tritt zum erſten Male auf dem Alten 
Markte an. Es find 8—900 Mann Polen, 18 Juden und 
3 Deutſche. 

13. November 1918: Polniſche Doppelverſammlungen im Bazar und 
Zoologiſchen Garten. Korfantu fpricht. 

Das Pojener Provinzialernährungsamt wird ins Leben gerufen. 

13. November 1918: Bildung des Deutſchen Volksrates. 


Bildung des Deutſchen Frauenrates. 
Bildung des Deutschen Volksrates für Weſtpoſen in Wollſtein, 
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Bildung des Deutſchen Volksrates für 

Bromberg. 2 

Der polniſche Teillandtag wird nach Poſen zum 3. Dezember 1918 

einberufen. e 

Der Erzbiſchof Dalbor tritt in einer öffentlichen Kundgebung auf 

die Seite der Polen. 

15. November 1918: Abgeſandte des Wejtpojener Volksrates bitten 
in Berlin um Schutz. 

Der Heimatſchutz Oft wird gebildet. 8 
18. November 1918: Der Poſener A.- und S.-Nat ſpricht in Berlin 

im Kriegsminiſterium vor. 1 

Der polnische Oberſte Volksrat proteſtiert in einem Schreiben 

an den deutſchen Reichskanzler gegen die Verwaltigung durch den 

„Heimatſchutz Oft“ und teilt mit, daß er ſich mit einer VBeſchwerde 

an Wilſon und an die Staaten der Entente gewandt und um 

Beiſtand und Schutz für das polniſche Volk gebeten habe. 

19. November 1918: Von Gerlach kommt nach Poſen. 

20. November 1918: A.- und S.-Räte der Provinz Pofen tagen im 
Nathauſe zu Poſen und fordern die Reichsregierung auf, den 
„Heimatſchutz Oft“ zurückzuziehen. l . 

22. November 1918: Verſammlung polnischer Eifenbahner in Poſen. 

23. November 1918: Von Gerlach nimmt in einem Schreiben an den 
en polnischen Volksrat erneut Stellung zu den Vorgängen 
in Poſen. 

Die Warſchauer Regierung ſpricht der Entente den Dank für die 

Wiedergeburt Polens aus und wünſcht die Vereinigung aller von 

Polen bewohnten Länder. 5 
24. November 1918: Das große Hauptquartier erläßt einen Aufruf 

in 0s von Freiwilligen-Organiſationen für den „Heimat- 

utz Oft“, 

Verfammlung polniſcher Soldaten 

täriſcher Organiſationen. 

27. November 1918: Gründung der polniſchen Bolkswehr für die 
Provinz Poſen. 30 Sanitätskolonnen werden gebildet. 

20. November 1918: Ausſprache in Berlin unter Teilnahme des 
polniſchen Volksrates des Posener Generalkommandos und des 
Oberpräſidenten unter Übergehung des Deutſchen Volksrates. 
Verſammlung polniſcher Pojtbeamten. 

Das Hauptereignis des 10. November war die Bildung des A. 
und S.-Nates in Poſen. Schon in ſeiner Zuſammenſetzung war das 
künftige Unheil vorgebildet. Er iſt nicht ganz ohne Gegenwirkung 
von deutſcher amtlicher Seite ins Leben getreten. Sowohl von ſeiten 
der Sivilverwaltung wie von ſeiten des Generalkommandos hatte 
man vorbeugend zu wirken verſucht. Der Oberpräſident von Eiſen⸗ 
hart-Nothe hatte ſchon am Freitag abend eine Verſainmlung ge- 
ladener Säfte in AMylius’ Hotel gebeten. Der Sweck der Verſammlung 
war, die deutſchen Bürger gegen die polniſche Aktion, die gar nicht 
mehr zu übersehen war, zuſammenzufafſen. Das kam zwar reichlich 
ſpät. Es hätte aber noch Erfolg haben können, wenn es ein wenig 
geſchickter angefangen worden wäre. Gleich zu Beginn der Ver- 
Jammlung wurde der Oberpräfident von wohlmeinenden Beamten, die 
die polniſche Bewegung gut beobachtet hatten, darauf hingewieſen, 
daß der Ort für die Besprechung keineswegs paſſend ſei. Hier würde 
ſicher jedes Wort belauſcht werden. Sch kaun aus meiner Erfahrung 
dieſem Einwande nur recht geben. Dadurch wurde die Ausſprache 
von vornherein lahmgelegt. Das Beſte mußte fortbleiben. Auch 
die Auswahl der Geladenen war fo, daß eine ſtarke Auswirkung 
ausbleiben mußte. Die tätigſten Mitglieder der Bürgerſchaft waren 
nicht zugegen. Damals fehlte den Mitgliedern des Oberpräſidiums 
aus den leitenden Stellen die Verbindung mit den volkstümlichen 
Kreiſen völlig. Die bisherige vornehme Surückgejogenheit, in der 
das Präſidium lebte, war zugleich Mangel an Fühlung mit dem werk⸗ 
tätigen Bürgertum. Das rächte ſich nun. Im Nu war das Ver- 
trauen nicht zu erwerben und eine vertrauensvolle Fühlung nicht auf⸗ 
zunehmen, obwohl die Beamtenſchaft ſich darum bemühte. So ver⸗ 
lief die Verſammlung reſultatlos. Nur ein kräftiges Zupacken hätte 
noch helfen können. Das blieb aus. Die folgenden Ereigniſſe 
hinderten einen Ausbau der Beſtrebungen. Ich habe perſönlich nicht 
an der Berſammlung teilgenommen. Meine Kenntnis von ihr beruht 
auf Mitteilungen von Teilnehmern. , 

Von militärischer Seite hatte der Gouverneur Hahn ebenfalls 
vorbereitende Verhandlungen vor dem Eintreffen der Revolutionäre 
aufgenommen. Er wollte damit erreichen, daß militäriſche Sachver⸗ 
ftändige und Führer von Fähigkeiten die militäriſche Leitung in Pofen 
behielten. Diefe Verhandlungen hatten mit Bertrauensleuten am 
Sonnabend abend, alſo am 9. November, ſlattgefunden. Irgendwelche 
genaueren Angaben find über den engen Kreis der Beteiligten nicht 
hinausgekommen. Ich kann auch nicht ſagen, von wem die Anregung 
dazu ausgegangen iſt. Das Neſultat der Bemühungen iſt aber in 
der Wahl des Gouverneurs zum Vorſitzenden des Soldatenrates zu 
erblicken. Die Abſicht der Bemühungen von beiden Stellen geht in 
der Richtung, mit der ortsanſäſſigen Bevölkerung und den deutſchen 
Soldaten der Garnison eine enge Verbindung aufzunehmen, um den 
drohenden polniſchen Aufſtand niederzuhalten. Das war die einzige 
Möglichkeit, die Erfolg verfprechen konnte. Die eintreffenden Nevo⸗ 
lutionäre handelten ganz anders. Sie fihalteten die einheimifche 
deutſche Bevölkerung abjichtlich aus. Schon das allein mußte der 
deutſchen Sache großen Schaden bringen. 5 . 

Der Oberpräfident hat feine Bemühungen auch ſpäter noch auf einer 
anderen Grundlage fortgeſetzt. Niepcki berichtet von ihm, daß er noch 


den Netzegau, Sitz 


in Polen zur Bildung mili- 
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am Sonntag, den 10. November, bei dem Führer der Polen, Seyda, 
angerufen habe, um ihn anzuregen, eine Körperſchaft zu bilden, die 
für Nube und Ordnung in der Stadt ſorgen möchte. Die Übergriffe 
der Revolutionäre hatten ihn bereits Jo weit gebracht, daß er ſich um 
Hilfe an die Polen wandte, deren Abſichten er doch kennen mußte. 
Das zeigt ſchon die ganze Verworrenheit der Lage an. Die klare 
Linie der nationalen Verteidigung war bereits verwiſcht. Die Über⸗ 
gabe der Polizelmacht in die Hände der Polen wäre eine direkte 
Unterſlützung ihrer landesverräteriſchen Pläne geweſen. Schon die 
Mitteilung der Ablicht mußte Schaden bringen, da ſie das Cingejtändnis 
der Schwäche war. Einen weit ſchlimmeren Verlauf nahm noch die 
Bildung der Soldatenräte. Welche Einzelheiten bei den Mißgriffen 
mitgejpieft haben, wird wohl nicht mehr feſtzuſtellen Jein, da ſich die 
Ereigniſſe im engen Kreiſe hinter verſchloſſenen Türen abſpielten und 
die betreffenden Perſonen ſich ausgeſchwiegen haben. Das Hin und 
Her der Versammlungen, die erkennbare Erregung und die dauernden 
Umgefteltungen zeigten jedem Beobachter ſcharfe Kämpfe an. 0 
hörte bei meinen Beſuchen vor dem Generalkommando, daß die 
polniſchen Führer in den Verhandlungen mit den Nevolutionären ſtets 
mit der deutſchen Reaktion drohten und ſich zum Schutze gegen ſie 
als Verbände anboten. Natürlich für Gegenleiſtungen. Catſächlich 
war die Sozialdemokratie in der Provinz und in der Stadt Poſen 
Jo ſchwach vertreten, daß fie gar nicht ins Gewicht fiel. Auch vor 
Drohungen ſchreckten die polniſchen Herren nicht zurück. Sobald die 
Revolutionäre Widerſtand leiſteten, drohten ſie mit dem Widerſtande 
und dem Eingreifen von 240009 Bewaffneten. Das hatte dann 
jedesmal ſeine Wirkung. . 

Oer Arbeiter- und Soldatenrat war zunächſt nur aus deutſchen 
Soldaten und aus Sozialdemokraten gebildet. Der Aufruf im 
„Poſener Tageblatt“ Nr. 530 vom 11. November aber zeigt für den 
Soldatenrat bereits folgende Namen: von Hahn, Gouverneur, Noder, 
Spliesgart, Piotrowski, Cwachtmann. Sum Arbeiterrat gehören: 
Ernſt David, Matuszewjki, Czechowlki, Przubilſki, Budzinſel. Be- 
reits in dieſer Saflung iſt in dem Soldatenrat ein Pole Piotrowſki, 
der das Amt des Schriftführers verwaltete, zu erkennen. Die Mit- 
glieder des Arbeiterrates ſind wohl Sozialdemokraten, aber bis auf 
Ernſt David. Polen. David iſt Jude und ſtand ganz auf der Seite 
der Polen, fo daß in dem vereinigten Arbeiter- und Soldatenrat von 
vornherein die Polen das Übergewicht hatten. Es ſtanden fünf Polen 
und ein Parteigänger vier Deutjchen gegenüber. Auch wenn die 
Räte einzeln tagten, waren die Polen über Beſchlüſſe des Soldaten 
rates wohl unterrichtet, da ſie in dem Soldatenrate durch den Schrift— 
führer Piotrowski gut vertreten waren. . 

Oer Arbeiter- und Soldatenrat aber befand ſich in ſtäudiger 
Umbildung. Schon am 10. November, alſo am erſten Tage der Nevo— 
lution in Pofen, war es den Polen gelungen, noch fünf polnifche 
Herren als offizielle nationale Polen in den Arbeiterrat hineinzu⸗ 
bringen. Der Soldatenrat hatte ſie auf Wunſch der Polen einſtimmig 
in den Arbeiterrat hinzugewählt. Es waren die Herren: Cegielka, 
Krauna, Dr. Marchlewſki, Gendomjki, Dr. Nudlewſki, Jo daß jetzt 
der Arbeiterrat bis auf David ganz aus Polen beſtand. Auch für 
den Soldatenrat verlangten die Polen die Aufnahme von ſieben 
polniſchen Herren. Aus den Auseinanderſetzungen darüber ging zu- 
nächſt eine weitere Umformung des Arbeiterrates hervor. Sie wurde 
am 12. November bekanntgegeben. Die Bekanntgabe heißt: „Bel 
den heutigen Verhandlungen hat das polniſche Bürgerkomitee mit 
dem Soldatenrat eine völlige Einigung erzielt. Der aus neun Mit- 
gliedern beſtehende Arbeiterausſchuß jetzt ſich aus fünf Polen: Cegielka, 
Pendowſki, Krahna, Dr. Aydlerfki und Dr. Marchlewfki ſowie aus 
vier Sozialdemokraten: WMatuszemjki, Przbulski, Szechowſki und 
Krayna zuſammen. Der Soldatenrat wird ſich mit militäriſchen und 
der Arbeiterrat mit ſozialen Angelegenheiten befallen. Die Ver- 
handlungen beider Inſtitutionen dauern fort. Exzellenz von Hahn 
hat Jein Amt als Vorſitzender niedergelegt und hat nur noch be- 
ratende Stimme.“ Mn . . 

Die fortgeſetzten Beratungen führten in der Folge zu einer neuen 
Umbildung, die am 16. November beſchloſſen und am 17. durch die 
Preſſe bekanntgegeben wurde. Sie iſt Jo vielſagend, daß ſie hier im 
Wortlaute folgen mag: 8 5 5 
„In der Stadt Poſen ſelbſt hat ſich die Sozialdemokratie mit der 
polnijch - demokratifehen Partei vereinigt. Der Arbeiterrat beſteht 
demnach aus fünf fozialdemokratiſchen und ſechs polniſchen und der 
Soldatenrat aus ſechs deutschen und fünf poluiſch-demokratiſchen Ver⸗ 
tretern. Beratende Stimme wurde je drei Vertretern des polnischen 
Volbsrates und des deutſchen Volksrates jugebilligt, Jo daß der 
Arbeiter- und Soldatenrat eine durchaus paritätiſche Fuſammenſetzung 
hat. Es iſt deshalb ohne Schwierigkeit gelungen, die Ruhe, Ordnung 
und Sicherheit aufrechtzuerhalten. Die Jozialdemokratiſchen Mitgiieder 
des Arbeiter- und Soldatenrates legen Wert auf die Geſtſtellung, daß 
das Necht der Polen auf Errichtung eines Nationalſtaates des pol⸗ 
niſchen Volkes anerkannt Jei, und mwünjchen, daß möglichſt bald eine 
Verſtändigung darüber erfolge.“ 

Noch einmal fühlte ſich der Arbeiter- und Soldatenrat verpflichtet, 
die Öffentlichkeit über ſeine Suſammenſetzung aufzuklären, richtiger 
geſagt, ſie zu täuſchen. Am 22. November veröffentlichte er in der 
Preſſe folgende Erklärungg 

„Jur Beruhigung der Mitbürger deutſcher und poluiſcher Natio- 
nalität teilen wir mit, daß der Arbeiter- und Soldatenrat auf völlig 
demokratiſcher Grundlage aufgebaut if. Der Arbeiterrat ſetzt ſich 
uſammen aus fünf Herren deutſcher und ſechs Herren polniſcher 

ationalität, während der Soldatenrat aus ſechs Herren deutſcher 


eee %%% 


und fünf Herren polnifcher Nationalität beſteht, mithin völlige 
Stimmengleichheit herrſcht. Wir beabjichtigen, jeden Mitbürger, 
gleichviel, welcher Nationalität, in jeinem Amte zu belajjen, ſofern 
er nur die Intereſſen unſerer Poſener Heimat vertritt. Der Arbeiter- 
und Soldatenrat hat ſich der Reichsregierung in Berlin unterſtellt 
und erwartet die Beſchlüſſe der Friedenskonferenz, denen wir uns 
unbedingt unterwerfen müſſen.“ 

Su der Bildung und Umformung der Arbeiter- und Soldatenräte 
iſt folgendes zu bemerken. Nach dem Ausſcheiden des Gouverneurs 
von Hahn am I). November aus dem Soldatenrat beherrschen die 
Polen die Lage. Der leitende Kopf fehlt den Deutſchen des Arbeiter- 
und Soldatenrates. An die Stelle des Gouverneurs trat der Unter- 
offizier Cwachtmann. Er war bis dahin Parteisekretär in Hamburg 
geweſen und befand ſich zum Beginn der Revolution in dem Lazarett 
in Poſen. Er mag in der Parteiarbeit das Seine geleiſtet haben, 
für einen leitenden Poſten genügte er keineswegs. Die Verwaltung 
war ihm unbekannt. Dazu gingen ihm wie den übrigen Mitgliedern 
des Soldatenrates alle, aber auch alle Kenntniffe der Poſener Ver- 
hältuiſſe ab. Ihm fehlten dazu ſchon alle Vorbedingungen. Selbſt 
über die höheren Siele der Sozialdemokratie war er nicht unter» 
richtet, wie jedermann aus ſeiner Unterhaltung unſchwer erkennen 
konnte. Dazu erſchöpfte er ſich im beſten Willen in einer Flut von 
Kleinarbeit. Aus einem angeborenen Pflichtgefühl heraus und aus 
dem Stolz auf Jeine verantwortungsvolle Stellung ließ er es ſich nicht 
nehmen, in den erſten Tagen der entjcheidungsvollen Verhandlungen 
die Päffe der heimkehrenden Soldaten die Nacht durch bis in die 
Morgenjtunden zu erledigen, um dann erſchöpft in die überaus 
ſchwierigen Verhandlungen zu gehen. Stellte er ſelbſt ein bescheidenes 
Mittelmaß in der Befähigung dar, jo ſtanden ſeine Mithelfer faſt 
alle tief unter ihm. Ihnen gegenüber ſtanden die polnischen Herren. 
Sie waren durch eine jahrzehntelange Agitation gefehult, durch eine 
ſcharfe Führerausleſe emporgekommen, in allen Lebensverhältniſſen 
neunundneunzigmal gejiebt, klug, gewandt, geriſſen, zieljicher und in 
den politiſchen Verhältniſſen erfahren. Nur ganz erfahrene und 
kluge Sührer hätten ihuen die Waage halten können. Es war für 
lie ein leichtes, mit den ungewandten, ſchlichten und einfältigen 
Menſchen zu ſpielen. Leider fehlte bei den deutſchen Mitgliedern des 
Soldatenrates jede Einficht in die eigene Unzulänglichkeit. An Hilfe 
von deutſcher Seite hätte es nicht gefehlt. Sie wehrten aber jede 
Einmischung ab, da ſie ſich als Hüter und Vertreter der Arbeiter- 
intereſſen und ſozialdemokratiſchen Regierung der deutſchen, öftlichen 
Reaktion gegenüber fühlten, was ſie oft ganz naiv zum Ausdruck 
brachten. „Wir denken nicht daran, Spekulanten in das warme 
Neſt, das wir uns eingerichtet haben, hineinzulaſſen“. So blieb der 
Arbeiter- und Soldatenrat ein Fremdkörper in dem politiſchen Leben 
der Deutschen der Provinz Polen. Seine Mitglieder ſtanden ihm 
völlig verständnislos gegenüber. Eine Verbindung mit den ein⸗ 
heimiſchen deutſchen Kreiſen lehnten ſie ab. Dagegen wußten die 
Polen aus ihnen ein Mittel für ihre Intereſſen zu machen. Die 
deutſchen Mitglieder taperten offenen Auges in die gelegten Schlingen 
hinein. Das war ſo offenſichtlich, daß man ihnen nur ſchwerlich 
guten Glauben oder Naivität zubilligen kann. Bei aller Unkenntnis 
des polniſchen Charakters hätte eine ſo grobe Verirrung immer noch 
unmöglich ſein müſſen. Spätere Ausführungen dürften noch manches 
Licht auf den dunkelen Hintergrund dieler Geſchehniſſe werfen. . 

Eigentlich war die ſozialiſtiſche Revolution in Poſen ſchon mit 
der Bildung des erſten Soldatenrates und der Übernahme der Macht 
erledigt. Was hier und da von revolutionären Ideen durch heim⸗ 
kehrende Soldaten noch aufkam, löſte ſich ſchnell in der harten Wirk- 
lichkeit in Pulver auf. An die Stelle der ſozialiſtiſchen Revolution 
trat in Poſen die nationale Revolution der Polen. Sie ging ſowohl 
in den revolutionären Körperſchaften, den Arbeiter- und Soldaten= 
räten als auch in dem polniſchen Volksrate und in dem öffentlichen 
Leben der polniſchen Kreiſe vor ſich. In den Arbeiter- und Soldaten= 
räten wichen die a Revolutionäre Schritt vor Schritt vor den 
Polen zurück. Eine Pofition nach der anderen gaben ſie aus den 
Händen. So wurden fie die Wegbereiter des polnischen Aufftandes. 
Wir hatten damals alle das Gefühl, als ob die polniſchen Herren ſie 
ſanft an der Hand dorthin leiteten, wohin fie fie haben wollten. Als 
ſie erwachten, war es ju ſpät. 

Man beachte nur die Umwandlungen des Arbeiter- und Soldäten- 
rates. Sunächſt beſtand der Arbeiter⸗ und Soldatenrat aus je fünf 
Mitgliedern. Dabei war in dem Soldatenrat ein Pole und in dem 
Arbeiterrat ein Mitglied, das nur der Sprache nach deutſch war 
und ſonſt auf jeiten der Polen ſtand. Die Polen faßten die ganze 
Körperschaft als revolutionäre Regierung auf und forderten in ihr 
eine nationalpolniſche Vertretung. Sie erzwangen ſie ſich. Nach 
der Umbildung am 2. November zählte der Arbeiter- und Soldaten» 
rat vier polniſche Sozialdemokraten und fünf Vertreter des natio- 
nalen Polentums. Der Soldatenrat aber vier Deutsche und einen 
Polen. Praktiſch waren alſo in den Näten zehn Polen und vier 
Deutſche vorhanden. Die wichtigsten Beſchlüſſe fielen in dem Voll⸗ 
zugsausſchuß der vereinigten Arbeiter- und Soldatenräte. In ihm 
hatten alſo die Polen eine erdrückende Mehrheit. Einen Schritt 
weiter bedeutete für die Polen die Erklärung vom 14. November. 
Der Arbeiter- und Soldatenrat erkannte den polniſchen Volks- 
rat als legitime Vertretung der polniſchen Bevölkerung an und 
beſtimmte, daß alle Beſchlüſſe im Einvernehmen mit dem polniſchen 
Volksrat gefaßt wurden. Die deutſche bürgerliche Bevölkerung 
ſollte ebenfalls eine Vertretung im Arbeiter- und Soldatenrat er- 
halten. Hier wurde alfo dem polnischen Volksrat ein Mitbeſtimmungs⸗ 
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recht zugebilligt. Nicht Jo dem deutſchen Volksrat. Er wurde viel- 
mehr meiſt ablichtlich überſehen, da ſich der Soldatenrat als Ver— 
treter der Deutschen aufſpielte. Völlig unterworfen wurde aber der 
Arbeiter- und Soldatenrat erſt durch die Vereinigung der Sozial— 
demokratie mit der polniſch⸗demokratiſchen Partei. Gemeint waren 
natürlich die polniſchen Nationaldemokraten, eine politiſch ganz rechts 
jtebende Partei. Die Vereinigung von Waſſer und Seuer wurde 
hier alſo als gelungen bekanntgegeben. Man verfehlte nicht, felt= 
zustellen, daß dadurch Ruhe und Ordnung und Sicherheit in der Stadt 
erhalten geblieben waren. Daß die deutſchen Mitglieder des Soldaten- 
rates nichts mehr zu jagen hatten und jedes Gefühl für die natio- 
nalen deutschen Belange verloren hatten, zeigt der Schluß der Er⸗ 
klärung vom 16. November deutlich an. Er ſtellt feſt, daß der 
Arbeiter- und Soldatenrat das Necht der Polen auf Errichtung eines 
Nationalſtaates anerkennt und eine möglichſt baldige Verſtändigung 
wünſcht. Das war ein brauchbares Aushängeſchild nach Berlin bin 
für die Polen. Wie mögen die Herren wohl gedacht haben, wenn ſie 
unter ſich waren. Doch es ging nicht alles nach den Wünſchen der 
Polen. Am 15. November wurde nach den Vorſtellungen der deutſchen 
Volksräte in Berlin der „Heimatschutz Oft“ gegründet. Die Unzu⸗ 
friedenheit der Deutſchen in Poſen wuchs bedrohlich an. Urſache da= 
zu war die Abletzung deutſcher Beamten und die gefährliche Ent- 
wicklung der polniſchen Bürgerwehr in der Stadt Poſen und der 
Volkswehr in der Provinz. Da fühlte ſich der Arbeiter- und 
Soldatenrat genötigt, die Erklärung vom 22. November zu veröffent- 
lichen. Sie hatte den Zweck, die völlig gleiche Behandlung der 
Deutſchen und Polen feſtzuſtellen und fie über die Abſetzung der 
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Beamten zu beruhigen. Sie it eine glatte und bewußte grobe Lüge 
und darauf berechnet, die Regierung in Berlin wie die deutſchen 
Kreiſe in der Provinz zu täuſchen. Wie der Arbeiter- und Soldaten 
rat tatjächlich ausſah, das mögen die nachfolgenden Namen zeigen. 
Von den 22 Mitgliedern des Vollzugsausſchufſes ſind deutſch: Cwacht- 
maun, Roder, Klubſch, Jakob und Schnettler. Alle übrigen ſind 
polniſch. Ihre Namen find: Matuszewſki, Dr. Marchlewfki, Dukaczik, 
Przubilſki, Czechowjki, Pendowſki, Cegielka, Kraung, Krauſe, Dr. 
QAydlemjki, Budzunfki, Wieſa, Hulewicz, Paluch, Jardinier, Pio- 
trowſki und Sniegocki. 
Die Bildung des polnischen Volksrates. 

Am 11. November 1918 wurde der polniſche Volksrat gegründet. 
Eigentlich war er ſchon da, Er entſtand durch Umbenennung aus dem 
geheimen Komitee, das während der Mobilmachung in Poſen ge= 
gründet wurde. Dieſes wurde zwar im Februar 1915 verraten und 
aufgelöſt, hatte aber in aller Stille fortbeſtanden und ſich eifrig be⸗ 
tätigt. Mit dem Durchbruch der Revolution trat es in die öffent- 
lichkeit als polniſches Bürgerkomitee. Aus Sweckmäßigkeitsgründen 
folgte die Umbenennung in polniſcher Volksrat. Das klaug der 
Regierung in Berlin gegenüber weniger verdächtig. Auch Frauen ge- 
hörten dem polniſchen Volksrat an. Er verfügte über zahlreiche 
Mitglieder. Zu den hervorragendſten gehörte der Prälat Adamſki, 
der ſpätere Bürgermeiſter von Poſen, Drmwenjki, Hedinger, Leitgeber, 
Dr. Meißner, Rzeperki und Seyda. Der polnische Volksrat der 
Stadt Polen bildet den Anfang der polnischen nationalen Regierung. 

(Fortſetzung folgt) 


Der Fall Bernheim. 


Gegen die Eingabe des jüdiſchen Angeſtellten Bernheim, der ſich 
aufgrund der Genfer Konvention beim Völkerbund wegen ſeiner 
Entlaſſung aus einem Gleiwitzer Kaufhaus beſchwert hatte, gab der 
deutſche Vertreter von Keller am 26. Mai eine mit Spannung 
erwartete Erklärung ab: „Selbſtverſtändlich werden die internatio- 
nalen Verträge des Neiches durch die innerdeutſche Geſetzgebung nicht 
berührt. Wenn in Deutſchoberſchleſien Zuwiderhandlungen gegen die 
Beſtimmungen der Genfer Konvention erfolgt Jein ſollten, Jo kann es 
ſich nur um irrtümliche Maßnahmen nachgeordneter Organe auf 
Grund einer falſchen Auslegung der Geſetze handeln.“ 

Auf Grund dieſer Erklärung kam es am 30. Mai im Völker- 
bundsrat zu einer erregten Aussprache über „die Lage der jüdischen 
Minderheit in Oberſchleſien“. Es erwies ſich dabei, daß der Einzel⸗ 
fall Bernheim auf Grund ſorgfältigſter Vorberei- 
tungen und mit Unterſtützung des geſamten inter- 
nationalen Judentums vor den Völkerbundrat gebracht 
worden iſt, um die deutſche Judenfrage als inter- 
national bedeutſame Minderheitenfrage darzu- 
ſtellen. Es ergab ſich das Bild, daß der Völkerbundrat, der ſeit 
ſeinem Beſtehen gelaſſen die unglaublichſten Verfolgungen der deut⸗ 
ſchen Minderheiten in der ganzen Welt geduldet hat, ſich jetzt plötzlich 
anläßlich eines Einzelfalles zum Ankläger Deutſchlands wegen der 
angeblichen Nichteinhaltung des Minderheitenſchutzes aufwarf. So gab 
J. B. der franzöſiſche Miniſter Paul- Boncour eine Erklärung 
ab, in der es heißt: Der Völkerbund könne nicht die Mißachtung 
einer Raſſe zulajjen, die über die ganze Welt verſtreut ſei. Frankreich 
habe als erſter Staat in der franzöſiſchen Revolution die Juden be= 
freit. Auf der Verfailler Konferenz habe Deutſchland den Abſchluß 
von Minderheitenſchutzverträgen durchgeſetzt und ſich verpflichtet, im 
eigenen Lande die gleichen Minderheitenrechte zu achten, die Deutſeh— 
land von anderen Staaten zum Schutz der deutſchen Minderheit fordere. 
Sachliche Entſcheidung über den Fall Bernheim ſei in kürzeſter Friſt 
erforderlich. Natürlich meldete ſich auch der polniſche Vertreter, Graf 
Nac zunki, zu Wort; er gab eine an Gehäſſigkeit und Seind- 
jeligkeit gegen Deutſchland nicht zu überbietende Erklärung ab: Polen 
ſchließe lich vollſtändig der Erklärung Frankreichs und Englands an 
und ſtelle ein Verſchulden Deutſchlands feſt. Jede Natsmacht habe 
das moraliſche Recht, an Deutſchland den Appell zu richten, dein 
Judentum die gleichen Rechte zu garantieren. Heute Jei in Deutſch⸗ 
land das Judentum international nur teilweiſe, nämlich in Ober- 
ſchleſien geſchützt. Das gegenwärtige Minderheitenſuſtem müſſe grund- 
lätzlich abgeändert werden. 

Der deutſche Vertreter von Keller legte dar, daß der Völker- 
bundrat ſich ausſchließlich auf die Lage in Oberſchleſien zu beſchränken 
habe. Deutſchland habe den Minderheiten weiteſtgehende Rechte ein 
geräumt, Die dem Nat vorgeſchlagene Einſetzung eines Jurijtenaus- 
ſchuſſes jei überflüſſig, da die Einzelheiten lokal geklärt werden 
könnten. Geſandter von Keller ſtellte ſodann ausdrücklich feſt, daß in 
den letzten Jahren immer wieder zahlreiche Minderheitsfragen vor den 
Völkerbund gelangt Jeien, die jedoch in einem gan; anderen Geiſt be— 
handelt wurden als der Fall Bernheim. Aus der Beſchwerde Bernheims 
gehe klar hervor, daß der Beſchwerdeführer mit Ober- 
ſchleſien durch keinerlei Bande, weder des Her- 
kommens noch des Blutes, verbunden ſei. Bernheim 
halte ſich erjt Jeit einigen Jahren als Handelsvertreter in Oberſchleſien 
auf. Selbſt wenn man zugeben wolle, daß Bernheim ſelbſt das Recht 
habe, Beſchwerde zu führen, ſo habe er in keinem Falle das Recht, 
eine Beschwerde wegen allgemeiner Fragen und über die Anwendung 
der deutſchen Geſetze in Oberſchleſien einzureichen, da er durch diefe 
Geſetze in keiner Weiſe berührt werde. Der Bölkerbundsrat 


hätte daher mit dieſer Frage überhaupt nicht be⸗ 
faßt werden dürfen, ebenſowenig wie die Neichsregierung 
deshalb verpflichtet wäre, zu diefer Frage Stellung zu nehmen. 

Crotz des deutſchen Einspruchs befaßte ſich ein Juriſtenkomitee 
mit der Beſchwerde des Bernheim. Dieſes Komitee vertrat 
den Standpunkt, daß der Jude Bernheim zu ſeiner Beſchwerde 
legitimiert ſei. Dieſe Entſcheidung iſt inſofern wenig bedeutungsvoll, 
als der deutſche Vertreter bereits vorher erklärt hatte, daß im Hin- 
blick auf Oberſchleſien durch die deutſche Geſetzgebung noch nichts 
Endgültiges geſchaffen worden ſei. Andererſeits hat die Entſcheidung 
des Juriſtenausſchuſſes eine erhebliche rechtliche Bedeutung, da nach 
ihr nämlich jedermann, auch wer im Sinzelfalle von 
der Maßnahme einer Regierung nicht betroffen 
iſt, Beſchwerde beim Völkerbund erheben kann. 
Das kann ſehr wichtig werden, wenn ein Geſchädigter aus perſön— 
lichen oder politiſchen Gründen für ſeine Perſon auf die Anrufung 
des Völkerbundes verzichten muß. 8 

Die allgemeine Stimmung bei der neuerlichen Behandlung der 
jüdiſchen Beſchwerde vom 6. Juni war erheblich gemäßigter und ver⸗ 
jöhulicher. Nur Frankreich und die Cfchechoflowabei leiſteten ſich 
wieder einige Ausfälle gegen Deutschland. Polen zeigte lich diesmal 
bezeichnenderweiſe Jebr zurückhaltend, da es ſich durch die Entſcheidung 
des Juriſtenkomitees, die als gegen Deutſchland gerichtet gedacht war, 
mitgetroffen fühlten. Die Entſcheidung wurde bei Stimmenthaltung 
Deutschlands und Italiens angenommen. Der Nat nahm von der 
Erklärung der Neichsregierung Kenntnis, nach der die innere deutſche 
Geſetzgebung die internationalen Verpflichtungen Deutschlands, ins- 
beſondere die Beſtimmungen des Genfer Minderheitsabkommens, nicht 
berührten. Die deutſche Regierung wird gebeten, den Bericht⸗ 
erſtatter über die Maßnahmen zu unterrichten, die ſie jetzt zur Durch⸗ 
führung der Entscheidung in Oberſchleſien zu ergreifen gedenke, ſo⸗ 
wie weiter die einzelnen Fälle in Oberſchleſien, in denen gemilfe 
Schädigungen für Einzelperſonen eingetreten ſeien, in örtlichen Ver⸗ 
fahren entfrheiden zu laſſen. Damit it der Fall des jüdiſchen Handels- 
reiſenden erledigt. 


* 


Der Völkerbundsrat hat am 24. Mai eine für den Minder 
heitenſchutz bedeutſame Entſcheidung gefällt. Er 
hat die alte Streitfrage, ob auf Grund der Genfer Konvention für 
Oberſchleſien Petitionen beim Völkerband eingereicht und dort be= 
handelt werden dürfen, jolange der normale inner ſtaatliche Rechts- 
weg noch nicht zu Ende geführt worden ijt, dahin entschieden, daß 
der Nat ihm eingereichte Petitionen behandeln 
dürfe, gleichgültig, ob die innerſtaatliche Gerichts- 
barkeit des beklagten Staates vorher in Anfpruch 
genommen worden iſt oder nicht. Dadurch hat das 
Detitionsrecht der Minderheiten eine weſentliche Erweiterung und 
Erleichterung erfahren. Sie ſind nunmehr davor geſchützt, daß der 
betreffende Staat die Anrufung des Völkerbundes dadurch verhindert 
oder verzögert, daß er die Erledigung des Falles vor feinen Gerichten 
nach Belieben verſchleppt, — eine Möglichkeit, von der beſonders 
Polen bisher eifrig Gebrauch gemacht hat. Allerdings kaun der 
Völkerbundsrat eine ſofortige Entſcheidung ablehnen und dem Pa- 
tenten empfehlen, wieder den innerstaatlichen Rechtsweg zu beſchreiten. 
Das jchränkt zwar den praktischen Wert der erwähnten Entſcheidung 
ein, nimmt ihr aber nichts von ihrer grundſätzlichen Bedeutung. — Es 
iſt alſo feſtzuſtellen, daß der internationale Minderheitenſchutz in zwei- 
ſacher Hinſicht erweitert worden iſt: J, Perſonell, infofern jeder eine 
Beſchwerde einreichen kann, und 2. rechtlich, inſofern eine Beschwerde 
ohne Nückjicht auf die innerstaatliche Gerichtsbarkeit erfolgen kann, 
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Die BOA-Tagung in Paſſau. 


Nach mühevollen Vorbereitungen mußte der Volksbund für das 
Deutſchtum im Ausland (BA.) ſeine für Klagenfurt geplante 
Pfingſttagung wegen der reichsfeindlichen Politik Wiens nach Paſſau 
verlegen. Die Grenzſtadt Paſſau glich in den Pfingſttagen einem 
rieſigen Heerlager, find doch mehr als 7000 Säfte von überallher 
gekommen, um ſich zum volksdeutſchen Gedanken zu bekennen. Sanz 

allau bildete ein einziges Slaggenmeer. Saſt aus jedem Haus 
jlatterten die Hakenkreußflaggen, die ſchwarzweißroten §ahnen und 
die Sarben Bayerns, dazu überall die blauen Wimpel des BDA. 
Den großdeutfchen Abgeordneten aus Sſterreich wurde von der Wiener 
Regierung die Teilnahme verboten. 


Der Sonnabendvormittag der Pfingſttagung des BDA. brachte 
neben der großen Arbeitsſitzung der Frauengruppen 
vor allem die Weiheſtunde für den deutſchen Südoſten, 
die auf alle deutſchen Sender übertragen wurde. In dieſer Weihe— 
ſtunde ſprachen der bayerische Kultusminiſter Pg. Schemm und der 
Führer des V. d. A., Dr. Steinacher. 


Dr. Steinacher führte auf der Hauptverſammlung 
in einer Rede u. a. aus: Allgemeiner und oberster Sweck des 
BDA. iſt Erhaltung, Seſtigkeit und Stärkung deutſchen Volkstums 
jenseits der deutſchen Grenzen. Volkstum iſt echte Semeinſchaft, bei 
der der Zufammenhang der einzelnen Individuen und Teile zum Ganzen 
nicht beſtimmt iſt durch Intereſſen materieller Art, ſondern durch 
gefühlsbetonte und ſeeliſche unveräußerliche Bindungen. Eine flame 
mende Nationalbewegung hat jetzt unjer ganzes ſtaatliches und 
völkiſches Leben erfaßt. Der liberale Staat der Vergangenheit iſt 
zufammengebrochen. Es iſt ein tragiſcher Umſtand, daß zum ſelben 
Seitpunkt, als ſich die aus den öſterreichiſchen Verhältniſſen geborenen 
und in der deutſchen nationalen Bewegung zum Ausdruck gekommenen 
volksdeutſchen Gedanken durchſetzen, gerade in Sſterreich verſucht 
wird, im völligen Widerſtreit zum gefchichtlichen Ablauf jetzt eine 
öſterreichiſche Nation ſchaffen zu wollen. — Auf der Hauptverſammlung 
ſprach ferner Univerſitätsprofeſſor Gebeimrat Dr. Albrecht Pen ck 
über „Blühen und Welken des deutſchen Volkstums“. — Nach Maß- 
gabe der Satzungen wurde die Neugeſtaltung als „Volksbund für das 
Deutschtum im Ausland“ unter ſtrafferer Führung und Suſammen⸗ 
faljung mit anderen Deutſchtumsverbänden vollzogen. — Jubelnd be⸗ 
grüßt nahm Reichsſtatthalter Pg. Ritter von Epp das Wort, um 
für die Reichsregierung und die bayeriſche Regierung den BDA. und 
Jeine Führung zu begrüßen. 

Nach dem Auftakt mit dem Fackelzug und Sapfenſtreich am Sonn- 
abend wurde das volksdeutſche Pfingſtfeſt des Volksbundes 
für das Deutſchtum im Ausland in Paſſau mit Gottesdienjten beider 
chriſtlicher Konfeſſionen eingeleitet. Der fachliche Höhepunkt der 
Tagung war dann die Bauerntagung, auf der Graf Bau- 
dijfin die Grundſätze volksdeutſcher Bauernarbeit entwickelte, 
Profeſſor Dr. EJaki, Hermannſtadt, über die Bedeutung des 
deutſchen Bauern für das deutſche Volkstum in Südoſteuropa und 
Freiherr von Gayl über die volkspolitiſchen Aufgaben der deutjchen 
Siedlung und Beſitzbefeſtigung ſprachen. Den Abſchluß der Bauern 
tagung bildeten Vorträge über das ſtändiſche Prinzip im Aufbau der 
deutſchen Landwirtſchaft, die von einem ſudetendeutſchen Vertreter und 
von Diplomlandwirt Heller, Königsberg, gehalten wurden. — 
Nebenher lief eine Tagung der Jugendgruppen. In einer 
„Stunde der Jugend“ tauſchte die Jungmannſchaft aus allen Gauen 
des deutschen Siedlungsgebietes verpflichtende Weiheſprüche. 


Das volksdeutſche Pfingſtfeſt der Jungmaunſchaften des Volks- 
bundes für das Heutſchtum im Auslande fand feinen Höhepunkt in 
drei großen Veranſtaltungen am Pfingstmontag. Morgens füllten die 
Gruppen mit ihren leuchtenden Wimpeln das Dreiflußeck. Nach dem 
gemeinſamen Geſang des Niederländiſchen Dankgebetes Jprach der 
Paſſauer Dompropjt und Generalvikar Dr. Niemer von deutſcher 
Ewigkeit, deutſcher Hoffnung und deutſcher Verpflichtung. Nach ihm 
verkündete der Biſchof der deutſch-evangeliſchen Landeskirche Süd— 
lawiens, PD. Popp, Agram, die Cwigkeitswerte deutſch-chriſt— 
licher Glaubenszuverſicht nach den Worten des Neuen Tejtaments 
„Wir aber find nicht von denen, die da weichen, ſondern von denen, 
die da glauben und ihre Seele erretten“. In früher Mittagsstunde 
waren die Kolonnen des VA. mit ihren Wimpeln und Fahnen vor 
der gewaltigen Barockfaſſade des Paſſauer Doms zur Ehrung der 
Opfer des GSrenjkampfes und Kundgebung für 
deutſche Einheit aufmarſchiert. Der Sührer des Deutjihen 
Schutzbundes, Dr. Robert Ernjt, gedachte der Coten des Greuz— 
kampfes. Unter den Klängen des Liedes vom guten Kameraden legte 
er einen Lorbeerkranz zu Chren der Toten nieder. Die Kundgebung 
ſchloß mit dem Deutſchlandlied. 

Die Seſtesfreude fand dann ihren jubelnden Ausdruck in dem 
Seftzug, der zwei Stunden lang durch das Spalier der Paſſauer 
Verbände zog. Am Adolf-Hitler-Platz nahm Reichsführer Dr. 
Steinacher den Vorbeimarſch ab. Beſonders umjubelt wurden die 
Vertreter aus Öjterreich, an ihrer Spitze die Kärntner. Oſtpreußen 
trug ein großes Kartenbild mit der Forderung auf Beſeitigung des 
widernatürlichen Weichſelkorridors voran. Die große Gruppe aus 
Danzig Konnte ſich davon überzeugen, daß auch im Süden des Neiches 
der Einſatz für die Deutſchheit Danzigs ſein Echo findet. Die 
Deutſchen aus Eupen und Malmedu und St. Vith weckten Stürme 
der Begeiſterung. Den größten Eindruck machte der durch Hunderte 
vertretene VO A.-Verband des Saargebiets, der im nächſten Jahr 
als Kundgebung zu der bevorſtehenden Volksabſtimmung die große 
Pfingſtfeier des VO A. in der eigenen Heimat anführen wird. 

Dr. Steinacher gab auf der Hauptverſammlung einen Aufruf 
zu einem Shrenopfer für das Auslanddeutſchtum bes 
kannt, in dem es u. a. heißt: „Die nationale Neugeſtaltung im Reich 
hat gegen das Deutſchtum im Ausland verftärkten Druck hervor- 
gerufen. Ohne äußeren Schutz, nur auf Selbithilfe gejtellt, iſt dioſes 
Auslanddeutſchtum vielfach einer Slut des Terrors und der Be— 
drohungen auf Jeinen wirtſchaftlichen und kulturellen Beſitzſtand aus- 
geſetzt. Neben das Groſchenopfer der Millionen, aus denen bisher 
im weſentlichen die Mittel des VDA. ſtammten, muß ein einmaliges 
und beſonderes Pflicht- und Chrenopfer der Kreiſe treten, die durch 
Einsicht, Weitblick, geſamtdeutſche Verantwortung und Vermögen be— 
rufen ſind, dort Deutjchen Hilfe zu bringen, wo es jetzt am dringendſten 
nötig iſt. Wir rufen daher auf zum nationalen Chrenopfer 1933 für 
das Deutſchtum jenfeits der Grenzen. Der volkesdeutſche Wehrſchatz 
wird nach den Richtlinien feiner Aufgaben dort eingeſetzt, wo das 
deutſche Volkstum jenjeits der Grenzen in beſonderem Maße für uns 
in der großen Haßwelle des Jahres 1933 gelitten und ſich hilfs- 
bedürftig erwieſen hat.“ Das Chrenopfer wurde durch Stiftungen 
Hindenburgs, Hitlers und Fricks eröffnet. 

Der Bund Deutſcher Oſten richtete folgendes Begrüßungstelegramm, 
an den BDA. : 

Sur Tagung an Bayerns Grenze Treugruß und Heil. 

Dr. Franz Lüdtke. 


700 Jahre Marienwerder. 


In den Pfingſttagen beging die alte Ordensſtadt Marienwerder die 
Seier ihres 7öoſährigen Beſtehens. Der Hauptfeſttag begann am 
Pfingſthonntag mit dem großen Wecken. Um 10 Uhr fanden im Dom 
und in der katholifchen Kirche Seftgottesdienjte ſtatt, woran ſich die 
Seierftunde im Dom ſchloß. Das gewaltige Ordenshaus war dicht 
gefüllt. Die Begrüßungsanſprache hielt Bürgermeiſter Soerdeler, 
der Bruder des Leipziger Oberbürgermeiſters. Die entſcheidende Tat 
Jei geschehen, als unter dem Wahlspruch „Nach Oftland woll'n wir 
reiten“ die Ordensritter die Weichſel zu einem deutſchen Strom machten. 
Oberſtudiendirektor Dr. Schumacher hielt die Sejtrede über 
„Marienwerder im Rahmen der preußischen und deutſchen Geſchichte“. 
Sodann ſprach für die Sreie Stadt Danzig Dr. Rudolph als Send- 
bote des Deutlchtums jenjeits der Weichſel und Nogat. Schließlich 
ergriff das Wort der neue Oberpräfident von Ostpreußen, Erich 
Koch: „Ich überbringe herzliche Glückwünsche“, Jo führte er u. a. aus, 
„von dem getreuen Ekkehard des deutſchen Volkes, Neichspräſidenten 


wurde die Seierſtunde gejchloffen, und unter Orgelklängen leerte ſich 
der Dom. — Am Nachmittag fand der große Sejtzug ſtatt. Der 
Vormittag des zweiten Cages, Pfingjtmontag, brachte turneriſche 
und ſportliche Wettkämpfe auf dem Jahnplatz. Um 11.30 Uhr wurde 
eine Schillerbüſte vor dem Muſeum Marienwerder eingeweiht. 
Es folgte die Pflanzung einer Hitlereiche. Den Schluß des 
Sejttages bildete die Feſtaufführung von „Wilhelm Cell“ auf der 
Waldbühne Liebenthal. N 
Der Bund Deutſcher Oſten begrüßte die feiernde Stadt mit fol- 
gendem Telegramm: 
Die alte Oſtland- und Grenzstadt grüßt, durch Not, Kampf und 
Glauben verbunden. Bund Deutſcher Offen 
Dr. Franz Lüdtke, Bundesführer. 
— — 


Bund Deutſcher Often; 


von Hindenburg, zugleuy die Meines Führers, unſeres Volkskanzlers 
Adolf Hitler, und ſpreche auch im Auftrage des preußischen Miniſter— 
präſidenten, der ganz beſonders bedauert, an der Seier nicht teilnehmen 
zu können. Mit beſonderer Liebe hängen ſie alle an dem deutſchen 
Olten und haben die Probleme Osteuropas klar erkannt. Wir rufen 
es in die Welt hinaus: Das Recht, das Ihr für Euch in Anjpruch 
nehmt, das verlangen wir im deutſchen Oſten auch für uns. Oieſer 
Dom und dieſe Stadt haben 700 Jahre preußiſch-deutſche Geschichte 
überdauert. Das Geſicht unſeres Volkes muß vom Weſten gen Often 
gewandt werden. Über all unſerer Arbeit aber ſoll das alte Wort 
ſtehen: Vorwärts mit Gott zu neuen Taten im deutſchen Oſten.“ Dann 


Berfammlungskalender 


Ortsgruppe Berlin-Süd: Monatsverſammlung am Montag, 12. Juni, 
abends 8 Uhr, im Vereinslokal „Berliner Kindl-Brauerei“ in 
Neukölln, Hermannſtr. 214—219. g 

Ortsgruppe Grofj = Hamburg. Die Juniverſammlung wird auf un- 
beſtimmte Seit verschoben, der genaue Termin wird noch durch 
Nundſchreiben bekanntgegeben. 

Ortsgruppe Verlin-Neinickendorf: Sommerausflug am Sonn- 
tag, I. Juni, ab nachmittags 2 Uhr nach Schulzendorf, Wald- 
lokal „Zum Lindenhof“ (dicht an der Bahn). Kegelbahn u. a. m. 
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Mitteilungen des Bundes Deutſcher Gſten. 


Mitteilungen des Führers. 

Sur Übernahme der Führung des Bundes Deutſcher Ojten gehen 
mir fortgeſetzt aus allen Ceilen des Deutſchen Reiches und aus allen 
Kreiſen unſeres Volkes Glückwünsche zu. Ich spreche meinen herz 
lichſten Dank dafür aus. 

* 

Sch bitte, darauf zu achten, daß in dem Namen „Bund Deutſcher 
Olten“ auch das Wort „Deutſcher“ groß geſchrieben wird. In Ab— 
ltürzung lautet unfer Name: B. D. O. 

* 


Bis zur Neueinteilung der Landesgruppen und endgültigen Be- 
rufung der Landesführer und Ortsgruppenleiter bleiben die bisherigen 
Vorſitzenden der früheren Landesverbände und Ortsgruppen des 
inzwiſchen aufgelöſten Deutjchen Oſtbundes an ihrem Platz. 

Bisher berief ich zu Landesführern: 

Für die Landesgruppe Oſtpreußen Herrn Dr. Oberländer, 
Königsberg / Pr., Mitteltragheim 31; 

für die Landesgruppe Oſtmark lentſprechend dem früheren Gau 
der 280 AP., alſo die mittlere Oſtmark und den Bezirk Schneidemühl 
einſchließend) Herrn Friedrich Karl Kriebel, Frankfurt / Oder, Hin- 
denburgſtr. 70 b; 

für die Landesgruppe Schleien (einfchl, Oberſchleſien) Herrn 
Grafen Aorck von Wartenburg, Schleibitz, Kr. Oels. 

Weitere Berufungen erfolgen in Kürze. 

*. 

Die Ortsgruppen des früheren Deutſchen Oſtbundes heißen fortan: 
Bund Deutſcher Oſten, Ortsgruppe 
Alle Ortsgruppen haben bei öffentlichem Auftreten, ebenſo wie auf 
ihrem Briefkopf und bei ſämtlichen Veröffentlichungen nur noch den 
neuen Namen zu verwenden. Die Fahne erhält nach Feſtſtellung des 
neuen Bundeswappens ein gleichmäßiges Sahnenband. Ehren- und 
Treunadeln werden als verdiente Auszeichnungen weiter getragen. In 

einigen Wochen wird die neue Bundesnadel erhältlich ſein. 

Nochmals weiſe ich darauf hin, daß Eingriffe in zurzeit noch Jelb=- 
ſtändige Oftverbände zu vermeiden ind. Die Verhandlungen werden 
zentral geführt. 


7. 

Den Ortsgruppen des Bundes Deutſcher Oſten geht demnächſt ein 
Nundſchreiben zu, das alle Einzelheiten und baſonders die Überführung 
der Mitglieder in den neuen Bund regelt. Infolge der Überlaſtung 
der Geſchäftsſtelle find nur in allerdringendſten Angelegenheiten Au- 
fragen an uns zu richten. Alle perſönlichen Dinge müſſen vorerſt 
zurückbleiben. 

Su Liquidatoren des aufgelöſten Deutſchen Oſtbundes wurden die 
Herren Geheimrat Schmid und Dr. Ernst Otto Chiele ernannt. 

Die Ortsgruppen ſelbſt und alle Amtswalter der Ortsgruppen 
miiſſen das „Oſtland“ beziehen; in allen Ortsgruppen iſt eine Stelle 
zu beſtimmen, die Sofort die Werbung für das „Oſtland“ und den Oſt— 
deutſchen Heimatkalender aufzunehmen hat. 

Heil Hitler! 


Dr. Fran; Lüdtke. 
* 


Verufung. 

Vom Chef des Außenpolitiſchen Amtes der NSDAP., Pg. Alfred 
Noſenberg, wurde nunmehr Pg. Dr. Franz Lüdtke zum 
Hauptabteilungsleiter im Außenpolitiſchen Amt, Pg. Dr. Ernſt Otto 
CS hiele zu feinem Stellvertreter berufen. 


* 
Jinsherabſetzung für Hupofheken in Polen. — 
Moratorium bis 1. Oktober 1934. Vom J. April d. J. gültig. 

In Nr. 25 des „Dziennik Uſtaw“ vom 10. April wird unter 
Po]. 2135 das Geſetz vom 29. März 1933 über Herabſetzung von Hypo⸗ 
thekenzinſen und über ein Moratorium von Hypotheken bis 1. Oktober 
1934 veröffentlicht. Wir heben aus dem Geſetz die folgenden wich- 
tigſten Beſtimmungen heraus: 

„Art. I. (1) Sinſen von Hupothekenforderungen, die am Tage des 
Inkrafttretens dieſes Geſetzes beſtanden und für die Zeit vom 1. April 
1933 zahlbar waren, werden, auch wenn ein Gerichtsurteil darüber 
ergangen iſt, auf 6 v. H. im Jahresverhältnis herabgeſetzt. 
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den prächtigen Anifoembildarn des 


(2) Die obige Vorſchrift betrifft hupothekariſch geſicherte Forde- 
rungen und Grundſchulden ohne Nückſicht darauf, ob dieſe Sicherung 
bereits eingetragen iſt oder ob ſie neu vornotiert iſt. 

(3) Sorderungen aus Sicherungshupotheken find nicht hupotheka⸗ 
riſche Forderungen im Sinne dieſes Geſetzes. 

Art. II. Die Rückzahlung von Hupothekenforderungen, die hupo⸗ 
thekariſch geſichert find, und die Rückzahlung des Grundfchuldkapitals 
kann vor dem 1. Oktober 1934 nicht gefordert werden. 
fal III. Swangsweiſe Einziehung von Sinjen und Koſten ijt zu- 
äſſig. - 
Art. V. 0) Nichtig ſind Abreden, die vor dem Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes ſtattgefunden haben und auf Grund deren im Falle einer 
gesetzlichen Herabsetzung der Sinſen: I. der Schuldner ſich verpflichtet 
hat, auf die Vorteile, die aus dieſem Geſetz ſich ergeben, zu ver⸗ 
zichten; 2. und wenn er Jich verpflichtet hat, daß die Schuldzahlung 
gefordert oder vorzeitig gekündigt werden kann. 

Art. VII. (1) Wenn der Schuldner die fälligen Zinſen für die Seit 
vom 1. April 1235 über die Höhe, die in dieſem Geſetz bezeichnet iſt, 
hinaus bezahlt hat, Jo hat er das Necht, die zu viel bezahlten Sinſen 
für die nächſten Zinsraten zu verrechnen. (2) Der Schuldner hat das 
Recht zu verlangen, daß die von ihm freiwillig gezahlten Sinſen in 
erſter Linie auf die Sieſen, die für die Zeit vom 1. April 1933 fällig 
ſind, verrechnet werden, auch wenn die älteren Sinſen für die Zeit 
vor dieſem Cermin noch nicht gezahlt ſind. 

Art. VIII. Der Gläubiger von Forderungen, deren Sahlung auf 
Grund dieſes Geſetzes vertagt worden iſt, kann den Kapitalbetrag 
früher kündigen, wenn der Schuldner mit der Bezahlung der Sinſen, 
die für die Seit vom 1. April 1033 fällig waren, länger als 3 Monate 
im Nückſtande iſt. 

Art. IX. Wenn die Parteien übereingekommen find, daß im Salle 
die Jahlungen von Sinſen nicht in den dafür beſtimmten Terminen 
erfolgt ſind, die Zinfen höher werden ſollen, jo bleibt dieſe Beſtim⸗ 
mung im Falle der Nichtbezahlung der Zinfen für die Seit vom 
J. April 1933 in Kraft mit dem Vorbehalt, daß die vereinbarten 
Sinjfen acht v. H. im Jahresverhältnis nicht überſchreiten. 

Art. X. Auf dieſe Erleichterungen, die in dem vorliegenden Geſetz 
vorgeſehen ſind, haben auch die perfönlichen Schuldner, die für die 
Hupothekenſchuld haftbar find, Anspruch.“ 

Wir werden entjprechend dieſen neuen Beſtimmungen mit den 
Schuldnern verhandeln und bitten von Anfragen an uns abzuſehen. 
Beratungsſtelle für die Aufwertung deutſcher Vermögen 

in Polen. v. L. 


6 v. H. Veichsſchuldbuchforderungen. 

Während in den letzten Wochen die rückläufige Bewegung der 
Rentenkurfe ſich fortſetzte, haben die Kurſe der Neichsſchuldbuch⸗ 
forderungen ſich verhältnismäßig gut gehalten. Die Schwankungen 
der Schulbuchkurſe erreichten im allgemeinen ein Ausmaß von durch- 
schnittlich nur 1 bis 2 v. H. Ende voriger Woche trat erfreulicher⸗ 
weiſe ein günſtiger Umſchwung auf dem Rentenmarkt ein, von dem 
jedoch in erſter Linie der Pfandbriefmarkt erfaßt wurde. Ver⸗ 
anlaffung hierzu gab die Veröffentlichung des Geſetzes über die land⸗ 
wirtſchaftliche Entschuldung. Bei dieſer Gelegenheit wurde ausdrück⸗ 
lich feſtgeſtellt, daß an dem Sinslatz der Pfandbriefe nichts geändert 
werden ſoll. Es ift deshalb mit größter Wahrſcheinlichteit anzu⸗ 
nehmen, daß auch eine Herabſetzung der Sinſen der Neichsſchuldbuch⸗ 
forderungen vorläufig nicht in Frage kommt. Obwohl dieſe Tatjache 
ſich außerordentlich günſtig auf die Kurſe der Nentenwerte auswirkkte, 
konnte man bei den Schuldbuchkurſen bisher noch keine günſtigen Ver⸗ 
änderungen bemerken. 

Nachstehend geben wir die am 7. d. M. unverbindlich genannten 
Vorkaufskurſe bekannt: 

I. II. I II. 


1034... 9 v. H. 99 v. H. 1930 ... 82 v. H. 81% v. H. 
1935. . 96% „ 95% „ 1940. 82 „ 80 „ 
1936. 94 „ 52% „ 19414. 81 „ 80 „ 
19357... 9% „ 23 „ 1042. 80 „ 79% 5 
1938. 86 „ 8 „ 104348 80 1 70% „ 

Wiederaufbauzuſchläge 194445 . 44% v. H. a 

e 1946-48 45% „ 5 
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Erich Koch — Oberpräſident von Oftpreufen. 

Der Gauleiter der NSDAP. in Königsberg, Erich Koch, iſt 
zum Oberpräſidenten der Provinz Oftpreußen ernannt worden. Der 
neue Oberpräſident wurde am 19. Juni 1896 in Elberfeld geboren. 
Er iſt lutheriſcher Konfeſſion. Vor dem Kriege war er Anwärter 
für den mittleren nichttechniſchen Eiſenbahndienſt, wurde aber durch 
den Weltkrieg aus ſeiner beruflichen Entwicklung geriſſen. Er hat 
am Kriege von 1915 bis 1918 an der Front teilgenommen. Der 
Oberpräfident, der zum engeren Kreis Schlageters ge⸗ 
hörte, nahm an den Befreiungskampfen in Oberſchleſien und 
aktiv am Nuhr kampf teil. Auch er wurde von den Franzoſen 
verhaftet. Seit 1922 gehörte Erich, Koch der Gauleitung der NSDAP. 
im Nuhrgebiet an. Somit zählt er zu den älteſten Kämpfern der 
Bewegung. Seine politiſche Tätigkeit brachte ihm 1926 die Ent- 
laſſung aus dem Eiſenbahndienſt. 1928 wurde er von Adolf Hitler 
zum Gauleiter für die Provinz Ostpreußen nach Königsberg berufen. 
Die Organiſation und der gewaltige Aufſtieg der Bewegung in Oft- 
preußen iſt Kochs Werk. 1930 ift Koch zum erſtenmal in den 
Reichstag gewählt worden. — Der bisherige Oberpräſident Kutſcher 
oll eine Weiterverwendung im Staatsdienſt finden. 

Helmuth Brückner — Oberpräſident von Oberſchleſien. 

Als Nachfolger Lukaſcheks wurde der Oberpräſident der Provinz 
Niederſchleſien, Helmuth Brückner, zum Oberpräſidenten der 
Provinz Oberſchleſien ernannt. Die beiden Schleſien ind alſo nun- 
mehr durch Perſonalunion miteinander verbunden. Helmuth 
Brückner wurde bei ſeinem Einzug in Oppeln von der Bevölke— 
rung ein begeiſterter Empfang bereitet. Als Jeine Aufgabe bezeichnete 
es der neue Oberpräſident, „zuſammen mit der preußiſchen Staats- 
regierung das Unrecht, das vou außen und innen an dieſem wertvollen 
Teil Schleſiens begangen worden iſt, wieder gutzumachen. Der Fehl- 
ſpruch von Genf und feine Rückwirkungen auf Oberſchleſien gehören 
in den Wirkungsbereich der Reichsregierung. Im Rahmen der Ve⸗ 
ftimmungen der Genfer Konvention ijt der erſte Teil der völkischen 
Aufgabe auf oberſchleſiſchem Boden zu löfen, nämlich die Bejeiti- 
gung der Mißwirtſchaft der Sentrumsdiktatur 
des letzten Jahrzehnts in der Verwaltung und 
im Wirtſchaftsleben. Dabei wird die provinzielle Selbſtver⸗ 
waltung nicht angetaſtet werden. Was die Staatsverwaltung anbe- 
langt, Jo iſt nach den Weiſungen des Ministeriums die Gleich- 
haltung von Oberſchleſien im Sinne des 30. Ja- 
nuar 1933 nachzuholen, ſoweit ſie durch das Oberpräſidium in 
Oppeln bisher verfäumt wurde“. 


Profeſſor Wilhelm Könnemann 7. 

Am s. April d. 5. verſtarb in Sagan eine Woche vor Vollendung 
feines 72. Lebensjahres nach wenigen Jahren des Vuheſtandes der in 
Poſen weithin bekannte und viel beliebte Sumnaſialprofeſſor 
W. Könnemann. In Nogaſen als Sohn eines Paſtors i. J. 1861 
geboren, beſtand er ſchon i. J. 1884 das Oberlehrerexamen in Mathe- 
matik, Phylik, Botanik, Zoologie und Mineralogie. Er war über 
30 Jahre am Pofener Friedrich - Wilhelm - Symnafium tätig. Nach 
dem Jufammenbruch kam er 1919 nach Sagan, wo er noch ein 
rundes Jahrzehnt den Lehrberuf ausübte. Seine ungewöhnlichen 
mathematiſch-phyſikaliſchen Kenntniſſe machten ihn bald weit über 
den Schulbereich hinaus bekannt, er wurde einer der gefuchteften 
Vortragsredner der ganzen Provinz Poſen. . 
größeren Ort im Pofenſchen geben, wo er nicht naturwiſſenſchaftliche 
Vorträge gehalten hat. Viele Jahre war er Vorſitzender der Natur- 
wiffenjchaftlichen Geſellſchaft in Poſen und hat ſie auf bedeutender 
wiſſenſchaftlicher Höße zu halten verſtanden. An der Kgl. Akademie 
zu Polen hat er viele Jahre aftronomilche Vorleſungen mit großem 
Erfolge gehalten. Ihm war wiflenſchaftliches §orſchen und Darbieten 
eine folche Lebensnotwendigkeit, daß er auch noch in feinen letzten 
Lebensjahren in den weit kleineren Verhältniſſen Sagans wiſſenſchaft⸗ 
lich anregend und führend wirkte. Ein beſcheidener, immer freund- 
licher, alſen Wünſchen entgegenkommender Mann, der feine Schüler 
namentlich für Phufik zu begeiftern wußte, lebt er in der Erinnerung 
zahlreicher Generationen von Schülern fort. — Seine Frau, eine geb. 
Söbbels lein Name, der auch viele Poſener Erinnerungen weckt), iſt 
ihm zwei Jahre im Code vorausgegangen. Von feinen Söhnen wirken 


zwei als Studienräte in Danzig und Glogau, einer als Arzt in Berlin, 


feine Tochter hat einen Univerſitätsprofeſſor geheiratet. 
* 


Das 25jährige Dienſtjubiläum bei der Stadtverwaltung Rathenow 
beging am 1.6. d. J. Stadtoberſekretär Willi Steinke, geb. am 
10.6. 1888 in Kletzko, Sohn des Oberpoſtſchaffners i. N. Huſtav St., 
früher in Gneſen. 

Geboren: Eine Tochter: Kurt Littſchwager und Frau Erna, 
geb. Beyer, in Poſen. . 

Verlobt: Frl. cand. med. Maria Lotze, Tochter des Dr. med. 
Konrad Lotze in Dresden, früher Poſen, mit Dr. med. Helmuth Oertel 
in Chemnitz (Staatl. Srauenklinik); Frl. Hildegard Tyjıka in 
Meißen, früher Oſtrowo und Liſſa (Pol), mit Crich Nathunde 
in Berlin; Fräulein Erika Becker, Cochter des verstorbenen Ritter⸗ 
gutsbeſitzers und Ronfuls Fritz Becker, Rittergut Borruſchin, Kreis 
Jarotſchin, mit Dr. med. Hans Fenſchau, leitendem Arzt des 
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Städt. Krankenhauſes Strausberg (Mark); Frl. Ruth Kroſchel 
Tochter des Pfarrers i. N. K. in Neuruppin, mit Rittergutspächteh 
Wilhelm Bienek-Sanniki, Sanniki (Poſt Pobiedziſka). 

Silberne Hochzeit: Lehrer Paul Mendel] ki und Frau Stephanie, 
geb. Ceubert, in Hamm (Weftf.), früher Koften i. Po], am 9. 6.; der 
Vorſitzende der Ortsgruppe Breslau, Studienrat Dr. Han ow, und 
Frau Elfe, geb. John, am 10. 6. (Wir bringen dem Jubelpaare auf 
dieſem Wege die herzlichſten Slückwünſche dar und gedenken dankbar 
der vielen Mühen und Arbeit, die Herr Dr. Hanow für den Deutſchen 
Oſtbund gehabt hat. Glückauf für weitere 25 Jahre.) 


Bejahrfe Oſtmärker: Rektor Kuphal in Berlin-Karow, „Haus 
Ostland“, 65 Jahre (geboren in Schirpitz bei Thorn, beſuchte das 
Gumnaſium und Seminar in Bromberg, zuerſt in Schulitz angeſtellt, 
wirkte er dann an der Kaiſerſchule und viele Jahre an der Knaben 
mittelſchule in Bromberg, 1920 übernahm er die Leitung der deutſchen 
Schulen Schleufenau und Prinzenthal, mußte jedoch infolge Diffe- 
renzen mit der polniſchen Behörde ſeine Heimat verlaſſen; die Für 
Jorgeftelle in Berlin hatte ihn für Cottbus beſtimmt; da jedoch eine. 
ſtarke Strömung gegen ihn wegen Jeiner betonten pojitiv nationalen 
Geſinnung von Cottbus aus und vom damaligen Regierungspräjidium 
in Frankfurt a. d. O. einſetzte, entſchied er ſich für die ihm vom 
Miniſterium angebotene Leitung der Stadtſchule in Goſſen b. Berlin; 
hier wirkte er bis zu ſeiner Penſionierung im Jahre 1920); Frau 
Agnes Siſcher, geb. Pracht, Sugführerwitwe, früher Gneſen, jetzt 
bei ihrem Sohn Konrektor Siſcher in Holzweißig b. Bitterfeld, am 
31. 5. 86 G.; Baumeiſter a. D. Herm. Zeift in Berlin, Wolliner 
Straße 2, früher in Krotoschin, am 7. 6. 72 J.; Frau Berta Stiller 
in Berlin, Stralauer Platz 5, früher in Krotoſchin, am 10. 6. 71 C. 
Stau verw. Konrektor Margarethe Meiffert, geb. Redmann, in 
Kaſſel, Sublomftr. I, früher Vandsburg, am 9. 6. 50 J.; Witwe 
Amalie Böhmert in Kaſſel, Humboldtſtr. 12, III, früher Sduny, 
am 15. 6., 81 J.; Lehrer i. R. Julius Balde in Kaſfel-Nothen⸗ 
ditmold, Bollmarſche Str. 49, früher Wronke, am 22. 6. 88 J. (B. iſt 
das älteſte Mitglied der Ortsgruppe Kaſſel); Schneidermeiſter Johann 
Skolimomfki in Kaſſel, Wildemausgafle 20, früher Graudenz, 
am 26.6. 73 C.; Frau Marie Mendelſohn, geb. Herrnjtadt, 
in Breslau 13, Schillerſtr. 16, früher Liſſa und Bojanowo, am 4.6. 
60 J.; Frau Luiſe Meiſter, Ehefrau des Oberpoſtſchaffners i. N. 
Rudolf Meifter, in Berlin-Wittenau, Lindenweg 5, früher Schubin, 
am 3.6. 71 G.; Anſiedlerwitwe Auguſtine Küther, geb. Stapel, 
in Wilhelmsau, Kr. Wreſchen, am 29. 5. 90 J. (Frau K. lebt bei 
ihrem Sohn, der die elterliche Wirtſchaft übernommen hat; 4 Kinder, 
19 Enkel und 8 Urenkel konnten ihren Geburtstag mitfeiern); Land⸗ 
wirt Karl Seckinghaus in Halbau (Schleſien), früher in Schlehen, 
Kreis Poſen-Weſt, am 5. 6. 75 J.; der frühere Zugführer Auguſt 
Bauditz in Frankfurt a. d. Oder, früher in Liſſa (Poſen), am 30. 5. 
65 J.; Frau Wilhelmine Beliſch, geb. Handtke, in Sprottau, 
früher Oſtrowo, am 29. 5. 80 J.; Fleiſchermeiſter Emil Sellmuth 
0 N Buchholjer Str. 84, früher in Bromberg, am 
8. 5. 74 C. 

Geſtorben: Verwitwete Frau Rektor Meißner in Altzarren⸗ 
dorf, früher Schubin, Reg.-Bez. Bromberg, am 24. 5., 76 F.; Pfarrer 
Eugen Mahr in Pößneck-Schlettwein, Mitbegründer und langjährigen 
Vorſitzender der Ortsgruppe, früher in Neuhauſen, Estland, 51 C.; 
Mühlenbeſitzer Paul Wachner in Punitz, Prov. Polen, amı 
17. 5., 73 G.; Gustav Silbernagel in Königswalde (Neumark), 
früher Luboſchesnitze b. Pinne, am 30. 5., 61 C.; Landwirt Karl 
Schöpke in Bochkow bei Skalmierſchütz am 14.5, 71 C.; Loko⸗ 
motioführer Max Gatz ke in Celle, früher in Thorn (Schillno) und 
Bromberg, am 31. J., 52 J.; Richard Neunaſt, Jahre hindurch 
Vorſtandsmitglied und Kaſſenführer der Ortsgruppe Militſch, am 
20. 5.; Lehrer i. N. Wilhelm Wunſch in Mellenſee b. Berlin, 
früher in Lenkerhauland b. Opalenica, am 30. 5., 71 J., der Ver- 
ſtorbene war Mitbegründer der Ortsgruppe Bremen. Frau Therefe 
Pleßner, geb. Duncker, in Bremen, Schwiegermutter des Xitter=- 
gutsbeſitzers v. Lehmann-Nitſche in Skowiec, am 26. 5., 65 C. \ 


Nimm Gutes, um Sutes zu machen. Liebe Hausfrau, wenn Du 
einmal nicht weißt, was für eine Suppe Du zum Mittag- oder Abend- 
eſſen auf den Ciſch bringen follft, dann greife zu Maggi's Suppen. 
Sie laffen ſich raſch und ohne Umſtände nur mit Waſſer zubereiten, 
helfen alſo vor allem Arbeit und Seit ſparen. Außerdem bieten ſie 
durch mehr als 30 Sorten angenehme Abwechflung. Und die Haupt- 
ſache: Jeder iſt mit dieſen trefflich mundenden Suppen zufrieden. 
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Die Feſtſchrift 


die zur Feier des 25 jährigen Be⸗ 
ſtehens der Chriſtuskirche in 
St. Lazarus und der Matthäi⸗ 
lirche in Wilda von den Paſtoren 
D. Rohde und Brummak 
in Poſen herausgegeben worden 
iſt, und die in Nummer 19 (1932) 
(S. 224) von Paſtor Gürtler 
empfohlen wird, iſt von größtem 
Intereſſe für all. ehem. ev. Poſener. 


re 


Oſtmärker! Proviſionsfreil 


Glänzende Existenzen! 


Anzahlung M. 
Villenbeſitzung m. gr. Park im 
Wallfahrtsort Haindorf (Tjche- 
choſlowakei) . .. . n. Vereinbg. 
Neſtaurationsgrdſt. m. 17 Juch. 
Land im Kt. Schaffhauſen sfr. 65.000 
Modernes Wohn- u. Bureau- 
haus im Sentr. v. Reichen- 
berg (Cſchechoflowakei) n. Vereinbg. 
Geſchäft (techn. Hummiwaren, 
Sportartike) in Altenburg 
hir) ))) o 
Hotelgrdft. in lebh. Stadt der 
Pein 
Teilhaber ge). f. Dampfmühlen- 
Betrieb (10 Tonnen Tages- 
leiſtung) i. d. Altmark . .. 30000 
Dreifamilien - Villa m. entzück. 
Sernficht in Luzern .. ser. 60000 
Villa i. vornehmſt. Villenviertel 
der Haupt- und Neſidenzſtadt 


Preuß.Staats-Lotterie|: 
Lose 3. Kl. am „ Juni 


Zu haben bei Staatl. Lotterie-Einnehmer 


Sioinnd Berlin W 35, 
Potsdamer Str. 116 a. 
9 Ecke Lützowstraße. 


früher in Kattowitz, O.-S. Tel. Lützow 3686, 


Verkaufe |Lundwirtssohn 


N Seeger 

u ame mit Land⸗ 

5 wirtſchaft, Geſchäft oder 

. ‚etwas Vermögen zwecks 

Reslaurant mii Wein- Asa Bande onen 

zi iſt vorhand. Genaueres 

und Spirituosen brieflich. Vermittlung 3 
Tlaschenverkauf. auch angenehm. Zuſchr. 

Lokal, 4 große unter 2918 an das Oſt⸗ 


Zimmer mit Zu⸗ land erbeten. 
behör, alles reno⸗—— 


ooo 
Beſtellungen auf dieſe Feſtſchrift können 30.000 
unter gleichzeitiger Einſendung des für 
unſere Leſer ermäßigten Betrages von 
80 Pf. und 20 Pf. für Poſtgebühr und 
Verpackung, zuſammen alſo 1 RM., auf 
das Poſtſcheckkonto Berlin 104 726 an uns 
aufgegeben werden. 


i illi Dresden . n. Vereinbg. 
viert, ſehr billige Ostmärker! Dres 
i Villa in Streſa am Lago mag= 
1 Hand. Beachtet Bund Deutſcher Offen giore g .. o n. Vereinbg. 
di i i i 2. Penſionsvilla in der Sächſiſchen 
Lotz, Berlin-Steglitz, . 3 and Berlin W 30, Motzſtraße 22 Schwei. . . . Vereiubg. 


Gaſthof mit HSelelljchaftsjaal, 


Borſtellſtraße 47. I NAEITETDIEREIEENREIIITIE N ELITE TTTTT TUT Cafe u. Piele in lebh. Stadt 


rt = Thür. on. Dereinbg. 
Wer kennt Wohn- und Geſchäftsgrundſtück, 
= die Anſchrift des geeign. f. jed. Art Fabrik., 
uU au re 1 ehemaligen Vize⸗ auch als Erholungsheim od. 

8 feldwebels dergl. im Thür. Wald. .. 18000 
für Grenz- u. Auslands deutsche G. m. b. N. Willy Schulz, Wald- Hotel im Berner Ober- 
Berlin W. 30, Motzſtraße 22. Tel. B 5 Barbaroſſa 9061. i e 

e in Berner Oberld. (Schweiz) sfr. 25 000 
t. 202 ikgrundft. m. Wohnt i 
Verwertung von bie eee cee in 


6%, Reichsschuldbuchforderungen J eee brenn u. Versinte, 


Villa im altdeutſch. Burgenſtil 


durch Verkauf und Beleihung bim Rahmen Deine Ferien i. Villingen (Schwarzwald)... 30.000 
der uns zur Verfügung stehenden Mittel) 8 Landhous⸗ Billa inte ‚oberbapt. 
Beratung in Vermögensanlagen nun in der e un ER 
und allen Kreditangeiegenheiten cleu kiel eu. Bee 
Abwicklung all.bankmäßigen Geschäfte 2 £ in Stettin .. 55 dod 
PTTTTTTEETTEITERERERTERTERTERTERTERTERTERERESTETEREERN mark, abrikgrundjtück in Altenburg 
Shi. . n. Vereinbg. 


ET — — „ ae 
1 8 - Villengroͤſt. in mittl. Stadt d. 

Der Ostdeutsche Heimatkalender darf in keiner Kr. Oberbarm : . 20 oo 

Geſchäftsgrundſtück (Kolouialw., 


22 282 
Ostmärkerfamilie fehlen! a u. Weinſtbenz 
Der „oſtdeutſche Heimatkalender“ klärt auf über Lage und Entwicklung des geſamten Oſtdeutſchtums, er i. Küſtrin . 35-40 900 
berückſichtigt beſonders den am ſchärfſten umkämpften Teil der deutſchen Oſtfront, die uns von Polen geraubten Sabrikgröft m Wafferkraft im 
Gebiete und die ſchwer notleidende uns verbliebene Oſtmark. Er enthält lünſtleriſch hochwertige Abbildun⸗ b 5 5 3 1d 30 009 
gen. — In den Aufſätzen bewährter Kenner des Oſteus bietet er reiches Aufklärungsmaterial für jeden, der ſich ad. chwarzwa — 
mit Oſtfragen befaßt. In den Beiträgen belannter Schriftſteller gibt er einen Ausschnitt aus dem literariſchen Kurhotel in bekannt. Fremden- 
Schaffen der Oſtmark. Als wertvolle Waffe im Kampfe um die Heimat iſt er nicht zu entbehren. ort an der Brünigbahn 
Bund Deutscher Osten, Berlin W 30, Motzstraße 22, (Schweiz) . kr. 40 ooo 
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